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Die EnrwicJ<lung des Landsdraftsbildes
in der näheren Umgebung von Lüneburg in den letzten

200 Jahren, dargestellt an topographiscJren Karten

Von Regierungsvefinessungsoberinspektor B r e b b e r m a n n, Regierung Lüneburg

Mit 10 o 24' 50 " östlid'rer Länge von Greenwidr und 53 o 14' 57' nördlid'rer Breite
ist die geographisdre Lage des audr heute nodr wie vor Jahrhunderten den Brenn-
punkt des städtisd-ren Lebens beherrsdrenden St. Johannisturmes als weithin sidrt'
bares §Tahrzeidren der Stadt Uineburg koordinatenmäßig festgelegt. De Stadt
liegt am Südrand des breiten unteren Elbtales da, wo sidr das Viesental der Ilmenau
nadr einer durdr das Herantreten von Kalkbänken und sandigen Höhen bedingten
vorübergehenden Verengung im Stadtgebiet mit dem Ebtal vereinigt, und hat
dadurdr den Charakter einer Randstadt zwisd,en Marsdr und Geest 1).

§[ährend bereits aus der Mitte des t5. Jahrhunderts zum Tcil sdron urkundlidr zu

wertende Ansidrten der Stadt vorliegen, bringen uns die aus späterer Zeit vot'
handenen Karten auf lange 7-eitkein braudrbares topographisdres Ergebnis, sondern
nur eine skizzen- oder bildhafte §Tiedergabe der in die Landsdraft eingebetteten
Stadt') G. Abb. 1). Es ist das Kennzeidren der Karten zwisdren dem 15. und

17. Jahrhundert, daß Siedlungen, \[älder, Berge u. dgl. in der Regel in der Ansidrt,
nidrt selten audr aus der Vogelsdrau gezeicl,net sind. Der Kartograph in damaliger
Zeit wollte eine ansdraulidre nidrt aber eine geometrisö genaue Lagezeidrnung
sdraffen und besdrränkte sidr oft nur auf die §Tiedergabe der ihm wesentlidr er-
saheinenden Dinge. De Karten sind nadr Süden orientiert. Uber die Vogelperspek-
tive führte im 17. Jahrhundert der §(eg zu jenem Gemisdr von Vogelperspektive
und Grundriß wie z. B. bei Braun -Ho genbergs) (s. Abb. 2), aus dem sich

in der Folgezeit die Grundrißzeidrnung herauskristallisierte, bis erstan der§/ende
des 18.,rnä tg. Jahrhunderts die klassisdre Zeit der Kartographie einsetzta).

Uns liegt aus dieser Zeit die in den Jahren 1754- 1786 auf Anordnung König
Georgs III. durdrgeführte kurhannoversdre Landesaufnahme vor, die uns durdr
ihre mit großer Sorgfalt hergestellten Kartenbilder ein zuverlässiges Bild der da-

maligen Landsdraft wiedergibt 5).

So ist es denn gewiß nidrt uninteressant, von diesem Zeitpunkt vor rund 200 Jahren

an die §üeiterentwiddung des Landsdraftsbildes in der näheren Umgebung der Stadt

Lüneburg auf den bis in die Gegenwart führenden topographisdren Karten in

grofkn Zügen zu verfolgen.

Es wird hierbei deutlidr, daß der in die Landsdraft sid, ausbreitende Grundriß der

Stadt das Ergebnis einer sid, über viele Jahrzehnte hinstred<enden Entwid<lungszeit

ist und daß sidr die baulidre Entwiddung und Gestaltung der Stadt sidr hieraus

ablesen läßt wie die Entwi&lung eines Einzelbauwerks. Audr im Grundriß gibt es

Nahrctellen, die dem aufmerksamen Betradrter der Karten sidrtbar werden.

Im Rahmen dieser Zeitsdrrift kann auf die eigentlidre Gesdridrte der Stadt und

alles andere Detail dabei nidrt eingegangen wÄrden, es liegt uns an dieser Stelle

vielmehr daran, dem historisdr-topo graphisdl Interessierten Anregung_en zu geben,

denn ein Vergleidr der topographisdrln Karten in ihren versd'riedenen Entwiddungs-

stadien dürfte audr für viele andere Orte nidrt ohne Reiz sein.
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Durdr die günstige Lage der Stadt Lüneburg im Mittelpunkte eines Blattes der
jetzigen topographisdren Karte 1 : 25 000 (Meßtisdrblatt) bietet sidr das durdr den
Blattsdrnitt gegebene Gebiet gewissermaßen von selbst als ein gut übersdraubares
Vergleid,sobjekt an. Im einzelnen wäre zu den Karten, von denen hier nur Aus.
sdrnitte gegeben werden können, folgende kurze Erläuterungen zu geben,

Karte l:
Das aus dem anfänglidren Bei- und Nebeneinandersein mehrerer kleinerer und
größerer Siedlungen entstandene mittelalterlidre Lüneburgß), das seit Anfang des
13. Jahrhunderts in seinem äußeren Umfange stationär wurde und das etwa die
Form eines ziemlidr regelmäßgen Redrte&s von ca. 650 - 700 m in nord-südlidrer
und ca. l20O m in ost-westlid-rer Ausdehnung hatte, zeigt sidr auf der kur-
hannoversdren Landesaufnahme und audr nodr bis in das 19. Jahrhundert hinein
als eine in sidr gesdrlossene \Welt, umwehrt von Vällen und Mauern, beherrsdrt
von Toren und Türmen. Nodr ist der Grundsatzt nut innerhalb der Mauern zu
bauen, dank des großzügig und mit sidrerem §Tirklidrkeitssinn vor Jahrhunderten
angelegten Stadtraumes kaum übertreten worden. Nur wenige Garten- und Sommer-
häusdren sind vor den Toren vorhanden. Die einst so mädrtige Hansestadt ist zur
bedeutungslosen Landstadt geworden, ihre Einwohnerzahl von ehedem rd. t4000
infolge der Nadrwirktrngen durdr Kriege und Epidemien atrf 8 500 gesunken.

Karte 2:
Um 180O erfolgte die Neuorganisation und Erweiterung des Salinenbetriebes im
Südwesten der Stadt über die alte Stadtmauer hinaus bis an die Soltauer Chaussee.
Die Karte zeigt audr die zur gleidren Zeit entstandenen straffen Unien der Uber.
landstraßen und die hannoversdren Kasernen im Norden der Stadt am redrten
Ilmenauufer. Die Torbauten mußten unter der Vorstellung eines ,,nidrt zu be-
wältigenden Verkehrs" versdtwinden. Die alte Marienkirdre ist abgebrodren (1818),
ein neues Badehaus ostwärts der Saline entstanden (1820121). Es ist deutlidr sidrtbar,
wie sidr bei der L und aud'r nodr bei der 2. Karte die Ilmenau unbehindert von
Verkehrslinien in weit nadr Osten ausholendem Bogen durdr die Auelandsdraft bis
an die Abhänge des Sdrwalbenberges hinzieht und somit die landsdraftlidle Einheit
zwisdren stadt und umgebung nodr in vollem umfange besteht. Die Karte zeigt
den Tatbestand vor Beginn der ,,neuen Zeit" und präsentiert eine Stadt, die vor
großen Veränderungen steht. §/enn die Stadt in der Folgezeit nidrt der Treibhaus-
entwiddung so mandrer anderen Stadt folgte, sondern in ihrem Ausdehnungsdrange
zunädrst Maß zu halten genötigt war, so wird die erntidrterte Gegenwari das am
wenigsten als Nadrteil budren. Einwohnerzahl: I 2 000.

Karte 3:

Mit_der Inbetriebnahme der Eisenbahnstred<en Harburg - celle (1g42)t Lüneburg

- L-auenburg (1863) und Budrholz - §Tittenberge (l-8za; änderte sidr das Landl
sdraftsbild in und um Lüneburg ganz erheblidr. DiJ neuen Bahndämme zersdrneiden
die Auelandsdraft und zwingen zur zweimaligen Verlegung des llmenaubettes. Ein
Teil der §Tallanlagen sowie der alte als umlaufgrabän Iü, d". Hodrwasser der
Ilm-enau dienende Lösegraben sind versdrwunden. 

-Die 
ersten kleineren Siedlungen

und Industriebetriebe entstehen vor den Toren. Im übrigen zeigt der Norden rincl
der süden vor der stadt nodr das von keiner verkoppelung belradigte vegenetz.
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Der Abbrudr der in der Nähe der Saline stehenden St. Lambertlkirche (1851) leitete
die Reihe der sidr bis in die Gegenwart hinziehenden Abbrudtsarbeiten von sen-

kungsgesdrädigten Gebäuden ein. Mit dieser Zeit begann zuerst allmählidr und
dann immer stärker werdend der Zusammenhang der Stadtweiden und Bleidren
durdr die mit der Stadterweiterung verbundene Landinansprudrnahme verloret zu

gehen; die Stnrktur der Niederungen wurde damit vollständig zerstörtz). Ein-
wohnerzahl' l8 700.

Karte 4:
In den verflossenen rd.60 Jahren von 1879-1938, in denen von der Königl.
Preuß. Landesaufnahme und dem Reidrsamt für Landesaufnahme versdriedene neue

Auflagen des Meßtisdrblattes Nr. 1300 (jetzt 2728) mit Ergänzungen und Beridrti-
gungen ersdrieaen sind, sd,lossen sidr weitere Lüd<en im Kranz des verfügbaren
Geländes innerhalb des Stadtkreises. Mit den Gründerjahren begannen audr in
Lüneburg Jahrzehnte reger Bautätigkeit. Es entstanden außerhalb des alten Stadt-
gebietes neben neuen §(ohngebieten audr Versorgungs- und Industriebetriebe wie
z.8., §Tadrsbleidre (1882), Sdrlad,thof (1890), Krankenhaus (1897), Neue Saline
(lg}7), E-§/erk (l9o7lo9), Sperrholzfabrik (1912/13) sowie Kurpark im Süden
(lg}7)t Heil- und Pflegeanstalt im Nordwesten (1901), Zentralfriedhof im Süd-

westen und verschiedene Sdrulneubauten, ferner die Bled<eder Kleinbahn (1904),

die Kleinbahn Lüneburg - Soltau (191 3) und der Güterbahnhof. Einwohnerzahlen,
1900 : 24700, 1938 : f,2900.

Karte 5:

Im Süden sind die Sdrarnhorstkasernen und im Osten die Sdrlieffenkasernen und
der Fliegerhorst ('1935/39) entstanden. Durdr Eingemeindung der Nadrbargemeinden
Hagen und Lüne 1943 vergrößerte sich das Stadtgebiet erheblidr und ermöglidrte
in der Folgezeit eine weitere baulidte Ausdehnung. Der durdr den verlorenen Krieg
ausgelöste Zustrom von Heimatvertriebenen und Ausgebombten in das von
Kriegszerstörungen größerer Art versdronte Lüneburg, die jahrelangen Vohnungs-
besdrlagnahmen seitens der Besatzungsmadrt sowie der spätere Abbrudr zahl-
reidrer §ü'ohngebäude im senkungsgefährdeten Gebiet zogen eine erhöhte Bau-

tätigkeit in fast allen Außenbezirken der Stadt sowie tlw. audr in den Rand-

gemeinden nadr sid-r. Statt der in den dreißiger Jahren bereits geplanten Um-
gehungsstraßen im Osten und §Testen der Stadt ist vorerst die innere Entlastungs-

itrafle entstanden. Seit der Beridrtigung der Top. Karte Nr. 2728 im Jahre 1955

sind weitere Hunderte Von Neubauwohnungen auf dem nodr verfügbaren Bau-

gelände errichtet worden, so daß ein zum jetzigen Zeitpunkt beridrtigtes lleßtis{r-
[latt bel weitem nidrt mehr so viele Baulüd<en aufweisen würde wie zum Zeitpunkt

der letzten Uberarbeitung vor 10 Jahren. Einwohnerzahl: 1945 : 65 000, 1955
: 59 250.

Nadr Betradttung der Karten, deren Berichtigung - wie audr heute nod.t - mit der

baulidren Entwi&lung nidrt immer sdrrittzuhalten vermagr ist zunädrst festzustellen,

daß in den letzten J"h."n audr die wenigen nodr vorhanden gewesenen freien

Räume innerhalb des Stadtgebietes nahezu restlos bebaut worden sind. Die Stadt

hat sid, weit über den im Tal liegenden alten Stadtkern hinaus ausgedehnt und hat

nunmehr restlos von der Niederung und in weitem Umfange audt von den beider-
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seits der Ilmenau ansteigenden Höhen Besitz ergriffen. Der Vergleidr zwisdten
dem heutigen Stadtbild und den eingangs gezeigten Karten madrt diese
Entwicklung deutlidrer und läßt den Abstand zwisdren damals und heute spüren.
Zwisdren den nördlichsten Straßen im Sternkamp und den südlidrsten im Bo&els-
berggebiet sind es nahezu 5 km Luftlinie. Nur wenig kürzer ist die Stred<e von der
Ringstraße im rVesten bis zur Siedlung bei Gut Olm im Osten. Dese Verbindungs-
linien führen haarsdrarf vorbei an der Stelle, von der aus vor rd. 10O0 Jahren
einmal die Stadt ihren Anfang nahm: bei der Solquelle am Lambertiplatz 6). So ist
auf diesen Sehnen über ein Jahrtausend hinweg der ardlitektonisdre Ursprung
Lüneburgs verbunden mit seinen neuesten \üüohnvierteln. Aus dem rd. 76 ha großen
Gebiet der einst so mädrtigen Salz- und Hansestadt Lüneburg mit ihren etwa
14 000 Einwohnem im Zeitpunkt ihrer Blüte ist heute eine weiträumig sicl er-
stred<ende M,ittelstadt mit einer bebauten Flädre von rd. 900 ha und etwa 60 000
Einwohnern geworden. Es wäre aber nidrts falsdrer, nadr der Vergleidr der Ein-
wohnerzahlen von einst und jetzt, die Funktion, die der Stadt im Mittelalter zufiel,
zu untersdrätzen. Im Rahmen des Ganzen fiel einer Stadt von der Größenordnung
Lüneburgs um 1400 eine politisdre, wirtsdraftlidre und kulturelle Bedeutung zur um
die sie mandre Großstadt in der Gegenwart beneiden müßte8). §(eitere einschnei-
dende Veränderungen in der Umgebung Lüneburgs dürften durdr die Verwirk-
lidrung des geplanten Nord-Stid-Kanals zu erwarten sein.

Die Anstrengungen der Stadt sind darauf gerid'rtet, Lüneburg unter §flahrung seiner
in vielen Jahrhunderten gewadrenen Innenstadt als Behördenstadt, als Stadt eines
regen \(rirtsdraftslebens und als stark besudrten Fremdenverkehrsort weiter zu
entwid<eln.
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Karten des Verbandes Großraum Hannover
Von Oberregierungsvermessungsrat Ba u m g a rt, Regierung Hannover

Der verband Großraum Hannover kann die Aufgaben, die ihm lt. Gesetz zur
ordnung des Großraumes gestellt sind, ohne gute Karten nidrt lösen. Es ist deshalb
die sdraffung eines umfangreidren Kartenwerkes in den Maßstäben 1 : 5 000,
1:10000, l:25000, 1:50000 und 1,100000 vorgesehen. Daneben werden
audr Luftbilder benötigt.
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Nun liegen zwar für den Verbandsbereicl mit Ausnahme des Maßstabes L 10000
amtlidre Karten in diesen Maßstäbcn vor, ihr Blattsdrnitt und ihr Format sind jedodr
für die Zwed<e des Verbandes weniger gut geeignet. Deshalb werden ftir dle Maß-
stäbe 1 , tCiOOO bis I : 100000 durch Zusammenfügen (für I : 10000 nad-rvorheriger
Verkleinerung der Deutsdren Grundkarten) (Grundriß) der entspredrenden amt-
lidren Unterlagen Karten im Sonderblattsdrnitt hergestellt. Alle diese Sonderkarten-
werke werden von Gitterlinien begrenzt und können somit leidrter zu größeren
Formaten zusammengefügt werden. Das einzelne Blatt umfaßt aud'r jeweils einen
gröfieren Geländeabsdrnitt als die amtlidre Karte. Der Blattschnitt wurde so gelegt,
daß sidr die Blätter des größeren Maßstabs, so\r,eit möglidr, in den Rahmen des

kleineren Maßstabs einfügen. Es ist nidrt beabsidrtigt, diese Sonderkartenwerke
selbständig fortztrführen. Sie sollen neu hergestellt werden, wenn ihr Grundriß
veraltet ist und eine Beridrtigung erforderlich wäre.

In weldrem Umfang sind nun bisher diese Sonderkartenwerke hergestellt worden?

Der Nieders. Minister des Innern hatte schon vor Inkrafttreten des Gesetzcs zur
Ordnung des Großraumes Hannover vom 14. 12.1962 durdr Erlaß vom 16.7.1962
den Regierungspräsidenten in Hannover gebeten, ,,einen vermessungs- und kataster-
tedrnisdren Dezernenten zu beauftragen, sidr um die rec*rtzeitige Bereitstellung der
Vermessungsergebnisse und der Kartenunterlagen, 

.die 
vom Verband Großraum

l-Iannover für die Durdrführung seiner Aufgaben benötigt werden, zu bemühen".
Der Dezernent hat keine §(eisungsbefugnis an die Katasterämter anderer Regie-
rungsbezirke. Seine Aufgabe ist es, eine enge Verbindung zu den Verbandsorganen
zu halten und für eine gute Zusammenarbeit mit den in Frage kommenden Ver-
messungsstellen zu sorgen. Die vorhandenen Arbeitskapazitäten sollen sinnvoll
aufeinander abgestimmt und die Arbeit so wirtsdraftlidr wie möglidr durdrgeführt
werden.

So ist schon frühzeitig in Zusammenarbeit mit allen beteiligten Vermessungsstellen
Inventur darüber gemadrt worden, weldre Kartenunterlagen vorhanden sind, wie
ihr Beridrtigungsstand ist und für weldre Gebiete noch Nerrherstellungen notwendig
sind.

I :5000
Der Verbandsbereidr umfaßt ein Gebiet, das auf 635 ganzen oder angesdrnittenen
Blättern der Deutsdren Grundkarte liegt. Da die Top.Karten I :10000 über die

Grenzen des Verbandes hinausgehen, werden nodl weit mehr Grundkarten ddrdr
das Verbandsgebiet betroffen.

Die Deutsche Grundkarte (Grundriß) liegt bis auf 52 Blätter, deren Bearbeitung ein-

geleitet worden oder wegen laufender Flurbereinigungsverfahren z. Z. nidtt möglich

ist, vor. 149 Blätter sind bereits als Deutsdre Grundkarte 1 :5000 mit Höhendarstel-
lung gedrud<t. Für weitere 40 Blätter sind Höhenaufnahmen durdrgeführt oder für
1965 geplant.

1 :10000
Die Top.Karte 1 : 10 000 entsteht durdr Zusammenfügen von jeweils l2 verkleiner-
ten Blätiern der Deutsdren Grundkarte (4 Blätter in Ost-Vest-Ridrtung). Sie wird in
Graudrud< hergestellt. Vorgesehen ist die Arifertigung von 65 Blättern. Bisher sind
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15 Blätter gedru&t worden, und zwar l4 Blätter durch die Abteilung Landesver-
messung des NLVwA und 2 Blätter durdr das Stadtvermessungsamt der Hauptstadt
Hannover, letztere als vorläuftge Stadtkarte I :10000. Die endgültige Stadtkarte
(9 Blätter) ist in einem Zeidrensdrlüssel gezeidrnet, der der Darstellung photogra-
phisdr verkleinerter Grundkarten nur ähnlidr ist. Das Kartenwerk 1 :10000 ist arrs

diesem Grunde für den Verbandsbereidr, zu dem ja auch das Gebiet der Landes-
hauptstadt Hannover geh<irt, leider nidrt einheitlidr.

De 1. Ausgabe wird - ausgenommen das Stadtgebiet Hannovcr - noch keine
Höhendarstellung enthalten, da bisher für keine Karte I : l0 000 vollständig die
12 Deutsdren Grundkarten vorhanden sind. Es ist vorgesel'ren, für die Ausgabe
transparente Höhenfolien als Ded<pausen zu fertigen, sobald die Höhen für ein
Blatt vollständig vorliegen: In den folgenden Ausgaben sollen dann die Höhen ein-
gedruclt werden.

l:25000
Von diesem Kartenwerk sind 11 Blätter vorgesehen, die inzwischen vom Stadtver-
messungsamt in grauem Farbton mit Höhenliniendarstellung audr vollständig ge-

druclt worden sind. Das Land Niedersadrsen hat hierfür die Unterlagen für die
notwendigen Zusammenfügungen zur Verfügung gestellt. Das einzelne Blatt hat ein
Format von72 x 96 cm und umfaßt 9 Blätter der Top.Karte 1 : 10 000.

l:50000
Die Hersteltung der Top.Karte I : 50 000 im Sonderblattsdrnitt wird vorbereitet,
nadrdem die Blätter der amtlichen Ausgabe für den Verbandsbereich vollzählig vor-
liegen. Diese Karte wird eine Flädre von 40x40:1600 Blätter der deutsdren
Grundkarte umfassen. Sie wird auch durdr Gitterlinien begrenzt sein und aus drud<-
teclnisdren Cründen in 4 Teilblättern hergestellt. Die Zeichenerklärung wird nur
auf dem rechten Rand der beiden ostwärtigen Blätter gebracht.

Aus Gründen der Kostenersparnis wird diese Sonderkarte nidrt alle Farben der
amtlidren Ausgabe enthalten. Es ist vorgesehen, die Situation und Bodenbewadrsung
in grauer, die Gewässer in blauer, die Höhenlinien in hellbrauner Farbe und die
Verbandsgrenze als grün- oder orangefarbene Begleitlinien zu bringen.
Da diese Sonderkarte voraussidrtlidt nidrt vor Ende 1965 zur Verfügung stehen
wird, ist daran gedacht, zunächst eine vorläuffge Karte I : 50 000 durdr Verkleinern
und Zusammenfügen der oben erwähnten Sonderkarte I :25 000 herauszubringen.

I : IOO fi)O

Im Maßstab I :100ooo steht dem Verband zunächst die große umgebungskarte
von Hannover zur Verfügung. In dieser Karte fehlt jedodr der nördlidre Teil des
Verbandsgebietes, so daß auch für diesen Maßstab die Herstellung einer sonder-
karte notwendig ist.

I :200 000

Im Maßstab I : 200000 hat das NLVwA-Abt. Landesvermessun§-sine Karte der
Gemeindegrenzen für den Großraum Hannover mit Eintragung der Verbandsgrenze
herausgegeben.
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Auf der Grundlage der Karte der Gemeindegrenzen 1 :200 000 sind vom Verband

für den Verbandsbereidr Ubersidrten herausgegeben worden über:

a) den Förtigungsstand der Rahmenkarten 1 z 25 000 und I : l0 000,

b) den Fertigungsstand der Flurrahmenkarten 1 : 5 000, 1 : 2000, I : 1 000,

c) die in den Jahren 1960-1964 durdrgeführten bzw. geplanten Bildflüge,

d) die seit 1945 abgesdrlossenen, eingeleiteten oder geplanten Flurbereinigungs-
verfahren und

f) die vorhanderien Flädrennutzungspläne.

Außerdem ist in einer Verkleinerung der Karte der Gemeindegrenzen auf den Maß-
stab I : 300 000 eine farblidre Ubersidrt über die zum Verbandsbereidr gehörenden
Landkreise, Städte und Gemeinden herausgegeben worden.

Vom Verband bearbeitet we rden z.Z.thematisdre Karten über Bevölkerungsverteilung,
Verteilung der Arbeitsplätze und die baulidre Entwiddung im Verbandsbereidr.

Die Herstellung dieser Kartenwerke bringt den Dienststellen der Vermessungs-

und Katasterverwaltung, soweit sie für das Gebiet des Großraumes zuständig sind,
sdron jetzt erheblid-re Mehrarbeit. So müssen die Katasterämter die vorhandenen
Grundrisse der Deutsdren Grundkarten örtlich und häuslidr ergänzen und fehlende
Grundrisse vordringlidr herstellen. Oft müssen ganze Blätter neu angefertigt werden,
weil ihr Grundriß durdr Flurbereinigungen oder umfangreidre Straßen- und Ge-

wässerregulierungen vollkommen verändert worden ist. Die fehlenden Höhendar-
stellungen werden verstärkt nadrgeholt; sdrließlid-r wird die Bodenkarte 1 : 5 000
hergestellt.

Die Landesvermessungsabteilung des NLVwA beteiligt sidr an der Herstellung der
Deutsdren Grundkarten und ist ganz erheblidr durdr die Anfertigung der Sonder-
karten (Verkleinerung, Zusammenfügung, Nahtausbesserung, Drud<) belastet.

Das Stadwermessungsamt der Flauptstadt Hannover hat, wie sdron erwähnt, die

Herstellung der Sonderkarten 1 : 25 000 übernommen und ist zuständig für die
Herstellung der 9 Karten I :10000 des erweiterten Stadtgebietes. Da die Sonder-

karten nidrt fortgeführt, sondern jeweils neu hergestellt werden, wenn sie veraltet
sind, werden diese Arbeiten immer wieder, wenn audr in Zukunft zeitlidr mehr ver-

teilt, auf die Vermessungsstellen zukommen. AIs für das Vermessungswesen im
Großraum zuständiger Dezernent des Regierungspräsidenten Hannover muß id'r

anerkennen, daß si& alle beteiligten Vermessungsstellen dieser Arbeit mit Auf-
gesdrlossenheit und viel gutem \Tillen angenommen haben. Idr kann nur wünsdren,

daß diese gute Zusammenarbeit audr für die Zukunft bleiben möge.
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Die Beamtenhaftung im bürgerliclren Recht*)

1. Art. 34 GG als Sdrutzvorsdrrift für den Beamten und den Staatsbürger

Jedem kann es geschehen, daß geltend gemacht wird, er habe durdr sein Handeln

oder Unterlatt.n d.t Redrtsgut eines anderen verletzt und sei zum Ersatze des dar-

aus entstandenen oder entstehenden Sdradens verpflidttet. In ganz besonderem

Maße jedo& ist der Beamte dieser Möglidrkeit ausgesetzt:. kn Rahmen des ihm

anvertrauten öffentlidren Amtes tritt der Amtsträger dem Staatsbürger in mannig-

fadrer Veise gegenüber, und nidrt immer entspridrt sein Verhalten dessen Vorstel-

lungen und \lfltinsdren. Der Sd-rluß, der Beamte habe ihm vorsätzlidr oder fahrlässig

einän Sdraden zugefügt, sdreint dem betroffenen Bürger häuftg reclt nahe zu liegen.

§7ürde man SdtadenÄrsatzforderungen, die sidr aus einer Amtsausübung ergeben,

ausschließlidr nadt den Vorschriften des bürgerlidren Redrts behandeln, so wäre der

Amtsträger manchen Auseinandersetzungen und geridrtlidren Sfeitigkeiten mit

ihren Folgen in sadrlidrer, seelisdrer und - audr im Falle des sdtließlidren Obsiegens

zunädrst - ffnanzieller Hinsicht unmiffelbar ausgesetzt. Is ist also geredrtfertigt,
daß der Staat sidr zunächst sdrützend vor seinen Beamten stellt und seinerseits die

Auseinandersetzung mit dem Staatsbürger, der sicl, gesdrädigt glaubt, anfnimmt.

Jedodr audr dem Interesse des Bürgers wäre durdr Anwendung der Vorsdlriften, die

allgemein für unerlaubte I{andlungen gelten, nicht ausreidrend gedient. Im Falle eines

taaä&lidr von einem Amtsträger versdruldeten Schadens könnte die Verwirklidrung
seiner Ersatzansprüdre an der mangelnden Finanzkraft des Beamten sdreitern. Es

wäre aber mit dem Redrts- und Sozialstaatsprinzip nicht zu vereinbaren, einen durdr
pflidrtwidrige Ausübung öffentlicher Gewalt Gesdrädigten ersatzlos zu lassen. Daher

äient es r.,d, d.. Bürger, wenn der Staat an Stelle des Beamten in die Auseinander-

setzung eintritt mit dem Ziel, ggl. seinerseits zu haften.

Vornehmlidr diese beiden Gesichtspunkte - Schutz des Beamten, erhöhter Sdrutz

des Staatsbürgers - sind es, die den Verfassungsgesetzgeber sowohl der rü/eimarer

Republik als iudr der Bundesrepublik veranlaßt haben, sidr mit dem Problemkreis

der Beamtenl',aftung zu befassen und sie ergänzend zunädlst in Art. 131 der §7ei-

marer Verfastung urd nunmehr in Art. 34 des Grundgesetzes zu regeln'

Zwarhat schon das Bürgerlidre Gesetzbudr die Beamtenhaftung in dem besonderen

Tatbestand des s 839 glregelt, wobei es gegenüber den Grundsätzen der Ersatz-

pflidrt zum Teil erweitirt und zum Teil eingesdrränkt hat. Das BGB beließ es aber

Lei dem Parteienverhältnis des gesdrädigten Bürgers einerseits und des haftenderr

Beamten andererseits.

2. Die Beamtenhaftung im.BCB

Ohne den § 839 BGB würde ein Beamter, der einem anderen widerredrdicl und

sdruldhaft einen Sdraden zufügt, nadr den allgemeinen Vorsdrriften der §§ 823, 826

BGB haften. § 823 knüpft die-Ersatzpflidrt an die Verletzung des Lebens, des Kör-

p.*, a"r Gesundheit, äer Freiheit oäer eines sonstigen Redrtes sowie den Verstoß

i"g"r, "in 
Gesetz, das den Scihutz eines anderen bezweckt. § 826 statuiert die Ersatz-

.)Aus.NeueDeutsdreBeamtenzeitung..Monatss-ctriftd.esAllgemein-enBeamtenschutzt'undese.V.,
'?al"läiiiäs','öiä;";-i66i;-H;rt iö.'Niarai"a.-mit freundlidrer Genehmisung dieser Zeitsdtrift'

ir"r-säitiiq-"oii den im 
"äriiä-" 

gdri veioirentlidrten Aufsatz von Blank, der die Haftung des

[*-t""-1""f,ä".haltsrechuidrei Sicht behandelte, nadr der zivilredrtlichen Seite ergänzen.
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pflidlt im Falle der vorsätzlidren Sdradenszufügung in einer gegen die guten Sitten
verstoßenden §7eise.

§ 839 bringt für den Beamten insofern eine Erweiterung, als er für jede ihm gegen-
über einem Dritten obliegende sctruldhafte Amtspflichtverletzung haftet, und zwar
auch dann, wenn die Tatbestände der s§ 823, 826 nicht erftillt sind. Andererseits
sdrränkt § 839 die Haftung gegenüber der allgemeinen Ersatzpflidrt in folgender
\ü7eise ein:

a) Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er nnr dann in Ansprudr
genommen werden, wenn der Verletzte nidrt auf andere §7eise Ersatz zu er-
langen vermag. Denkbar wäre z. B., daß dem Geschädigten gegenüber die ver-
traglidre Ersatzpflidrt einer Versidrerungsgesellsdtaft besteht.

b) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssadre seine Amtspflidrt, so
ist er ftir den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die
Pflidrtverletzung mit einer im \Wege des geridrtlidren Strafverfahrens zu ver-
hängenden öffentlidren Strafe bedroht ist.

c) Die Ersatzpflidrt tritt nidrt ein, wenn es der Verletzte vorsätzlich oder fahrläss.ig
unterlassen hat, den Sctraden durdr Gebraudr eines Redrtsmittels abzuwenden.

Es ist verständlich, daß der Gesetzgeber den Staatsbürger in Fällen, irr denen
dieser sidr durcl einen Verwaltungsakt oder durdr Untätigkeit gesdrädigt ft'rhlt,
auf den verwaltungsredrtlichen §7eg der Anfedrtung bzw. Untätigkeitsklage ver-
weist. Es ginge nicht an, es dem Staatsbürger zu überlassen, z.B.ba Vorliegen
eines Verwaltungsaktes, weil er Böswilligkeit des zuständigen Beamten annimmt
und es ,,dem einmal zeigen will", anstatt den Verwaltungsredrtsweg zu besdrrei-
ten, den Akt unanfedrtbar werden zu lassen und dann ein Verfahren nach s 839
BCB in Gang zu bringen. Liegt in der Tat ein durctr Pflidrtverletzung verursadr-
ter Sdraden, der durdr Einlegen eines Redrtsmittels abzuwenden gewesen wäre,
vor, so trifft den Staatsbürger, der von dem Rechtsbehelf nicht Gebraudr madrt,
mitwirkendes Versdrulden. Daher bleibt für die Beamtenhaftung des § 839 BGB
kein Raum.

3. Staatshaftung statt Beamtenhaftung

So bedeutsam die erwähnten Beschränkungen der Amtshaftung für den Beamten
sind, sie würden ihn nidrt davor schützen, sidr Sd-radenersatzforderungen - und
mödrten sie nodr so unbegründet sein - und sidr daraus ergebenden gerictrtlidren
verfahren unmittelbar gegenüber zu sehen. Hier tritt nun Artikel 34 Satz I GG ein,
,,Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlidren Amtes die ihm
einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflidrt, so trifft die Verantwortlidrkeit
grundsätzlidr den Staat oder die Körpersdraft, in deren Dienst er steht.,,

vie sdron zu Abscrnitt I gesagt, dient diese Vorsdrrift, die dem Artikel 131 der
§Teimarer Verfassung nachgebildet ist, gleid'rermaßen dem Sdrutze des Beamtes und
des Gesdrädigten. Der Amtsträger wird von jeder unmittelbaren Haftung befreit. Für
Ansprüche aus Amtspflichtverletzungen haftet grundsätzlidl der stait, nidrt der
handelnde Beamte. Dem Staatsbürger wird kraft der größeren Finanzkraft des Staa-
tes die Verwirklidrung beredrtigter Ansprüdre garantiert.
Der Begriff staat ist in diesem Zusammenhang mit Dienstherr gleidrzusetzen. Art. 34
geht von der sogenannten Anstellungstheorie aus. Entscheidend ist, in wessen Dienst
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der Amtsträger steht, nidrt in wessen Auftrage er tätig wird, eine Tatsadre, die an-

gesidtts der äusgedehnten Auftragsverwaltung z. B. für die Gemeinden widrtig ist.

4. Voraussetzung für die Staatshaftung

§(enn audr dem Gesdrädi$en gegenüber die Staatshaftung nadr Art. 34 Satz 1 GG

an die Stelle der Beamtenhaftung nach § 839 BCB tritt, so behält dodr diese Vor-
sdrrift ihre volle Bedeutung, denn selbstverständlidr ist Voraussetzung für das \7irk-
samwerden der Staatshaftung, daß der Tatbestand der Beamtenhaftung i. S. des bür'
gerlidren Redrts erfüllt ist. Sdron die oben erfolgte knappe Betradrtung der Tat-
bestandsmerkmale des § 839 BGB madrt deutlidr, daß die Meinungen im konkreten
Falle selbst bei objektivem Bemühen beider Partner häuftg sehr auseinandergehen

werden. Um so mehr ist es zu begrüflen, daß nidrt der Beamte selbst gezwungen ist,

sidr mit den Argumenten des Gesdrädigten auseinanderzusetzen, wozu er vielleidrt
mangels juristisdrer Vorbildung oder entspredlender Erfahrung selbst unter Hinzu-
ziehung eines Redrtsanwaltes nur unvollkommen in der Lage wäre.

5. Rü&griff auf den Beamten

Für den Fall, daß die Staatshaftung vom Dienstherrn oder durdr redrtskräftiges

Urteil bejaht wird, enthält der Art. 34 GG neben der Schutzvorsdrrift des Satzes 1

allerdings in seinem Satz 2 eine für den Beamten unangenehme Bestimmung. ,,Bei

Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der Rüd<griff vorbehalten." Der Dienst-

herr, der dem Gesdrädigten gegenüber in die Ersatzpflid-rt hat eintreten müssen,

kann sich also im §7ege des Rückgriffes an seinem Beamten sdradlos halten, sofern
dieser vorsätzlidt oder grob fahrlässig gehandelt hat. Uber-die Frage des Vorsatzes
braudren nidrt viel \tr7orte gemadrt zu werden. Niemand wird es als unbillig empftn-
den, daß der Dienstherr auf seinen Beamten zurüd<greift, wenn dieser unter vor-
sätzlidrer Verletzung seiner Amtspflidrt einem Dritten Sdraden zugefügt hat. Anders
liegen die Dinge aber bei fahrlässigem Verhalten. Nadr § 276 BGB handelt fahr-
lässig, wer die im Verkehr erforderlidre Sorgfalt außer adrt läßt. Vielleidlt wird es

einem entsdrlußfähigen und entsd,lußfreudigen Beamten im Drange der Gesdräfte

eher unterlaufen, eine Entsdreidung zu fällen, von der man später beim ruhigen

Abwägen am grünen Tisdt meint, sie habe der notwendigen Sorgfalt ermangelt, als

dem Typ des Zauderers, der vor lauter Bedenken kaum eine Akte vom Tisdr bringt.

Nun ist übersteigerten Rüd<forderungsansprüdren gegenüber dadurch ein Riegel vor-
gesd.roben, daß äer Regreß nur bei grober Fahrlässigkeit zulässig ist. Diese einsdrrän-

tende Redrtsauffassung, der der \üüortlaut des Art. 34 Satz 2 GG Redrnung trägt,

hatte sidr unter der Viimarer Verfassung entwid<elt. Sie stellt gegenüber früheren
Vorsdrriften, nadr denen ein Rückgriff audr bei leidrter Fahrlässigkeit möglidr war

und die sämtlich mit Inkrafttreten des Grundgesetzes ungültig geworden sind, einen

begrüßenswerten Fortsdrritt dar, befriedigt aber immer nodr nidrt in vollem Um-

farige. Die Grenze zwisdren grober und leidrter Fahrl'ässigJ<eit ist flüssig. Häuftg wird
der"Beamte sidr lediglidr einer leidrt fahrlässigen Handlung zeihen, während der

Dienstherr grobe Faf,rhssigkeit und damit sein Rüd<griffsredrt annimmt- Es steht

dann im Sträitfalle das Gerldrt vor der schwierigen Aufgabe, die im konkreten Falle

zutreffende Auslegung der zugrunde liegenden unbestimmten Redrtsbegriffe zu

ftnden. Es sollte .i*og"n werden, im Interesse eines entsdrlußfreudigen Beamten-

tums den Regreß auf fafle vorsätzlidrer Amtspflidrtverletzung zu besdrränken.
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5. Dcr Begriff ,,Beamter" in den Amtshaftungsvorsdrriften
Ob es sidr bei dem Begriff des Beamten nadr § ga9 BGB nur um einen Beamten im
beamtenredrtlidren Sinne handelt oder ob audr andere Bedienstet, denen ein öffent-
lidres Amt anvertraut ist, von der Beamtenhaftung des BGB betroffen werden, ist
nidrt unstreitig. Für die Staatshaftung nadr Art. 34 Satz 1 GG spielt diese Frage aber
keine Rolle. Der Verfassungsgesetzgeber spridrt nidrt von einem Beamten, sondern
von ,,jemand", der in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlidren Amtes die ihm
einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflidrt verletzt. Für das Eintreten der An-
stellungskörpersdraft kommt es also nidrt darauf an, ob die handelnde Person Beam-
ter i. S. des Art. 33 Abs. 4, 5 GG ist oder nidrt. Entsdreidend ist, daß der Handelnde
staatlidle Verwaltungsaufgaben wahrnahm.

Immer aber ist Voraussetzung, daß es sidr um die Amtspflidrtverletzung einer be-
stimmten einzelnen Person - nid-rt einer Dienststelle oder Behörde - handelt.

§/eldrer bestimmten verantwortlidren Einzelpersönlidlkeit das pflidrtwidrige Ver-
halten anzulasten ist, braudrt der betroffene Bürger zwed<s Celtendmadrung seiner
Ansprüdre nidrt festzustellen.

7. Zuständigkeit der ordentlidren Geriüte
Art. 34 Satz 3 CG bestimmt: ,,Für den Ansprudr auf Sdradenersatz und für den
Rüd<griff darf der ordentlidre Redrtsweg nidrt ausgesdrlossen werden." Damit sind
sowohl für die Ansprüdre des Gesdrädigten gegen den Staat als audr dessen An-
sprüd're gegen den Beamten nidrt die Verwaltungsgeridrte, sondern die ordentlidren
Geridrte, und zwar nadr § 7l Abs. 2 Nr. 2 GVG die Landgeridrte ohne Rüd<sidrt auf
den Streitwert, zuständig.

Den redrtsunkundigen Betradrter mag diese Regelung überrasdren. Ihm ist die Vor-
stellung geläuffg, daß sidr Streitsad'ren zwisdren dem Bürger und dem Staat vor den
allgemeinen Verwaltungsgeridrten oder den besonderen Verwaltungsgeridlten
(Finanzgeridrten, Sozialgeridrten) abwidceln. Aud-r beim Redttsstreit zwisd-ren dem
Beamten und seinem Dienstherrn, wie er bei der Frage des Rüdcgriffes gegeben ist,
liegt zunäd'rst der Gedanke an die verwaltungsgeridrtliche Zuständigkeit nahe.
Dennodr entspridrt in beiden Fällen die nadr Art. 34 Satz 3 GG gegebene Zuständig-
keit der ordentlidren Geridrtsbarkeit nidrt nur einer historiidren Entwid<lung, sie ist
audr logisdr begründet. u. a. vor das verwaltungsgericht gehören Fälle des öffent-
lidren Redrts. Ihnen ist gemeinsam, daß der Staat kraft seiner öffentlidren Gewalt
gehandelt hat und der Bürger ihm als Gewaltunterworfener gegenübertritt. Ihm ist
eine Steuer auferlegt, eine Erlaubnis verweigert, eine Bauauflage erteilt, eine Ent-
sdrädigung oder Rente nid,t gewährt, eine Genehmigung widerrufen worden, und
er ist der Meinung, daß der Staat von seiner Gewalt in einer der Redrtsordnung
widerspredrenden '§7'eise Gebraudr gemadrt habe. Das gleidre gilt für Beamten-
prozesse, die das ebenfalls durdr Gewaltunterworfenheit gekennzeid,nete öffentlidr-
red-rtlidre Denst- und Treueverhältnis des Beamten betreffen.
Bei dem streitfall auf Grund des s 839 BGB in verbindung mit Art. 34 GG geht es
aber um etwas ganz anderes. Der Bürger madrt geltend, äurdr sdruldhafte FRiat-
verletzung eines Amtsträgers gesdrädigt worden zu sein. Es wird nidrt, wie im Ver-
waltungsstreitverfahren, unridrtige Anwendung von Redrt, sondern Unredrtshand-
habung behauptet. zwar tritt an die Stelle dei Beamten der staat, wie im Verwal-
tungsredrtsfall ist also das Parteienverhältnis staat - Bürger gegeben, der Bürger
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8.

a)

ist aber gegenüber dem Staat nidrt, wie bei einem Fall z. B. des Steuerredrts, des

Bauredrt, däs Cewerberedrts, des Verkehrsredrts, des Ordnungsredrts C,ewaltunter'

worfener, sondern Partei auf gleidrer Ebene. Er beansprudrt einen Sd'radenersatz

auf Grund unerlaubter Handlung, und die Tatsadre, daß nidrt irgendeine Person

des Zivilred'rts, sondern ein Amtsträger der Redttsverletzung bezidrtigt wird und der
Staat in dessen evtl. Haftpflidrt eintritt, ändert nidrts daran, daß es sidr um einen

rein zivilred'rtlidren Streitfall handelt, den in seiner prozessualen Gestaltung anders

zu behandeln als die Sdradenersatzforderung des Bürgers X gegen den Bürger Y
nidrt geredrtfertigt wäre.

Beim Rüd<forderungsansprudt des Dienstherrn gegenüber seinem Beamten könnte
man zwar bei nid,t vertiefter Betradrtung an einen Verwaltungsakt denken, über
dessen Redrtlidrkeit im Streitfalle das Verwaltungsgeridrt zu beftnden hätte, tat-

sädrlidl handelt es sid'r aber audr hierbei um eine aussdrließlidr zivilredrtlidre An-
gelegenheit. Der Staat hat für seinen Beamten auf Grund dessen zivilred,tlid'rer Ver-
pflidrtung geleistet. Damit aber wird aus einer Sadre des Zivilredrts keine sold're

des Offendidren Redrts. Mithin ist audr für den Regreß die Zuständigkeit des ordent-
lid, en Geridrtes sdrlüssig.

Zusammenfassung

Beamtenhaftung:

Nach s 839 BGB hat ein Beamter den Schaden, der er einem Dritten gegenüber
durdr vorsätzlidre oder fahrlässige Verletzung der ihm obliegenden Amtspflidlt
verursadrt hat , zu ersetzen.

b) Staatshaftung an Stelle der Be4mtenhaftung'

Nadr Art. 34 Satz t CG trifft die Verantwortung für die Amtspflidrtverletzung
grundsätzlidr den Dienstherrn. Diese Vorsdrrift dient gleidrermaßen dem Sdrutze
des Beamten und des gesdrädigten Staatsbürgers.

c) Rüd<griff:

Nadr Art. 34 Satz 2 GG ist bei vorsätzlidrem oder grob fahrlässigem Verhalten
des Amtsträgers der Rüd<griff des Dienstherrn zulässig.

d) Zuständigkeit der ordentlidren Geridrte:

Nadr Art. ?4 Satz 3 GG sind für die Geltendmadrung sowohl von Amtshaftungs-
als auch von Rückgriffsansprüchen die ordentlichen Geridrte zuständig. HL.

Die neue Ausbildungs- und Prüfungsverordnung
für den mittleren vermessungstedrniscl'ren Verwaltungsdienst

Von Regierungsvermessungsoberinspektor V ei ckel t,
Niedersädrsisdres Ministerium des Innern

Die bisherigen Vorsdrriften für die Ausbildung und Prüfung der Anwärter für die

Laufbahn des mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes sind mit der

Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den mittleren vermessungstedr-

nisdren Verwaltungsdienst im Lande Niedersadrsen (VermAssistAPVO) vom 23. Juni

tt4



1964 (Nieders. GVBI. s. 119) neugefaßtworden. Dies war erforderlidr, weil einige
Bestimmungen nidrt mit dem Niedersädrsisdren Beamtengesetz (NBG) in der Fassung
vom 1. lvlärz 1963 (Nieders. GvBl. s. 95) vereinbar waren. Bei den neuen vor-
sdrriften sind audr alle inzwisdren gewonnenen Erkenntnisse mit verwertet worden.

Die Präambel der Verordnung nennt die Vorsdrriften mit ihrem Namen, Datum und
Fundstelle, die zum Erlaß der vermfusistAPvo ermädrtigen: § 2r Abs.2 des NBG
in der Fassung vom l. März 1963 (Nieders. GVBI. s. 95) und § 3 Abs. 3 satz 2 des
Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegensdraftskataster vom 8. Novem-
ber 1961 (Nieders. GVBI. S. 319).

Die Antwort auf die häuffg gestellte Frage, warum die neuen Ausbildungs- und
Prüfungsvorsdrriften und die Durchführungsvorsd-rriften dazu in der Fadriidrtung
Kommunaler vermessungsdienst (vermAssistAPVO-DV Komm) nidrt wie bisher im
Erlaßwege, sondern als Verordnung ergangen sind, gibt s 2l Abs. 2 Budrst. c NBG.
Danadr sind die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen durdr Verordnung zu er-
lassen, wenn sie die Ausbildung und Prüfung für die Beamten der Gemeinden und
Landkreise regeln. vegen der Mitarbeit an einem einheitlidren vermessungs- und
Katasterwerk ist es immer geboten, für alle Sparten des öffentlid-ren Vermessungs-
wesens einheitlidre Ausbildungs- und Prüfungsordnungen zu sdraffen. Es war aiso
soweit eine Redrtsverordnung erforderlidr, für die nadr § 3 Abs. 3 Satz 2 des Ver-
messungs- und Katastergesetzes vorn 8. November l96l der Minister des Innern
zuständig ist. Die Durdrführungsvorsdrriften der Fadrridrtung Allgemeiner ver-
messungs- und Katasterdienst (VermAssistAPVO-DWerm) vom 14.7. 1964 (Nds.
MBl. s. 702) konnten wie bisher im Erlaßwege ergehen. Die entspredrenden Vor-
sdrriften für die Fadrridrtung Vermessungsdienst der Landeskultuiverwaltung wird
der Minister für Ernähtrng, Landwirtsdraft und Forsten zu gegebener Zeit erlassen.
rvesen und §Tirkung einer Redrtsverordnung sind näher in dem Beitrag ,,Die neue
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den gehobenen ue.*essurgitedrnischen
verwaltungsdienst" von Oberregierungsrat Hölper (Nadrridrten der Nieders. vuKV
1963/4 s. 1t 1) erläutert worden. Diese Ausführungen gelten sinngemäß audr hier.
Die vermAssistAPVo ist eine Redrtsverordnung; ihre Vorsdrriftän sind in jedem
Falle verbindlich, wenn es sidr nidrt um eine Soll- oder Kannbestimmung händelt
oder Ausnahmen und Abweichungen besonders zugelassen sind. Zweifel iind nadr
den allgemeinen Crundsätzen über die Auslegung vän Redrtsvorsdrriften zu klären.
Bei der Anwendung der VermAssistsAPVo sind auch die Vorsdrriften des NBG
(2.ß. !s 2l-30, 90, 98, 99) sowie die Niedersädrsisdre Laufbahnverordnung
(NLVO) heranzuziehenl dgnl nur dort, wo es im satzzusammenhang oder zuri
besseren Verständnis erforderlidr war, sind übergeordnete Red-rtsvorsdr"riften in die
Vermfu sistAPVO übernommen worden.

Die zustlindigen Spitzengewerksdraften sind zur vermAssistApVo gehört worden
(§ lo4 NBG), und der Landespersonalaussd-ruß hat beim Entwurf, der sidr eng an
die bewährten alten Vorsdrriften ansdrließt, mitgewirkt (s l l9 NBö).
An den bisher bestehenden drei Fadrridrtungen (Laufbahnen) ist festgehalten wor-
den. Es handelt sidr dabei zwar um g"t.enrte Laufbahnen, die jedodr'als einander
gleichwertig gelten können (s 22 Abs.2 NBG); das ist 

"..s. 
f.i,.- eine versetzung

nad, § 32 NBG widrtig.

Die Ordnung der Laufbahnen im Bereid, der vermessungs- und Katasterverwaltung
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und im kommunalen Vermessungsdienst sowie die allgemeine Anerkennung der

durdt Prüfung erworbenen Befähigungen wird Gegenstand eines besonderen Rund-

erlasses des Ministers des Innern sein, der im Einvernehmen mit dem Minister der

Finanzen ergehen wird.

Der Begriff der ,,uberwadrungsbehörde" ist entspredrend anderen Ausbildungs-

und Prülungsordnungen durdr die Bezeidrnung ,,Ausbildungsbehörde" ersetzt wof-
den (§ 3).

Nadr s 5 Abs. 5 ist nunmehr eindeutig der jeweilige Ausbildungsort audr dienst-

lidrer §Tohnsitz. Die Abffndung mit Reisekosten ist durdr Runderlaß des Nds. Mdl
vom 18. 10. 1963 (nidrt veröffentlidlt) geregelt worden,

Naü § 6 Abs. I dauert der Vorbereitungsdienst ein Jahr und sedrs Monate. Hierauf
können bis zu einem Jahre Zeiten einer beruflidren Tätigkeit (keine Lehrzeiten)

nad.r Vollendung des 16. I-ebensjahres, die für die Ausbildung fOrderlidr sind, durdr
die Ausbildungsbehörde angeredrnet werden. Das ist vor allem für soldre Bedienste-

ten widrtig, die sidr erst später entsd'rließen, die Laufbahn des mittleren vermes-

sungstedrnisdren Verwaltungsdienstes einzusdrlagen. Der Vorbereitungsdienst kann,

wenn bestimmte Gründe vorliegen (u. a. ungenügende Vorbereitung, Krankheit, Be'

urlaubung), mehrmals, insgesamt jedodr hödrstens um ein Jahr, verlängert werden.

Erfüllt ein Anwärter die an ihn zu stellenden Anforderungen nidrt, so ist er zu ent-
lassen (§ 40 NBG).

Die Ausbildung hat das gesamte künftige Aufgabengebiet eines Beamten des mitt-
leren vermessungstedrnisdten Verwaltungsdienstes zu umfassen. Eine Vorstellung
davon vermittelt der RdErl des Nds. Ministers des Innern vom 8. 3. 196l - l/4
(Verm) - 1046 A - 8 (Gtiltl Mdl 140/43). Er enthält einen Katalog der Auf-
gaben, die im Bereidr der Vermessungs- und Katasterverwaltung für diese Beamten'

g.upp" vorhanden sind. Beim Entwurf des Erlasses sind wirtsdraftlidre Uberlegungen
geführt und beamtenredrtlid're Grundsätze beadrtet worden.

Bei der Ausbildung gilt es nid-rt nur, den Beamten fadrli& zu sdrulen; er soll in
gleidrem Umfang audr in seiner Persönlidrkeitsbildung gefördert werden. Dazu ist

äs unerlaßlidr, diß sidr der Beamte audr außerhalb der Dienststunden weiterbildet.

pie [aufbahnprüfung (früher Fadrprüfung) besteht aus einem praktis.dren, sdrrift'
lidren und mü;dlidre; Teil. Für die Zulassung zur Prüfung war es bisher erforder-

lidr, daß die praktisdre Prüfungsarbeit den Anforderungen genügte; war das nidrt
der Fall, konnte eine zweite praktisd're Prüfungsarbeit beantragt werden. Das gilt
jetzt niÄt mehr. Die Ursadre, die zu dieser widrtigen Anderung geführt hat, und

äi" j.trig. Regelung sind die gleidren wie im gehobenen vermessung^sted'rnisdren

Verwalägsdtänst (i. o. a. Beitiag von ORR Hölper). '§ü'as an dieser Stelle weiter

über die früfungsnoten, Ausbiläungsbehörden, Ausbildungsstellen und über die

verwaltungsgeriditlidre iedrtskontrolle der Prüfung Sesagt worden ist, gilt ent-

spredrend-aüdr für den mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienst.

Ein Beamter des mittleren vermessungstedrnisdren Verwaltungsdienstes kann zu

einer Laufbahn des gehobenen vermissungstedrnisdren Verwaltungsdienstes zu-

gelassen werden. Die 
-dazu 

erfordedidren Voraussetzungen sind in § 13 Vermlnsp

APVO geregelt worden'

Die neue Ausbildungs- und Prüfungsverordnung ist mit §üirkung vom 1. April 1954

in Kraft getreten. Zu diesem Zeitpunkt konnte die Laufbahn des mittleren ver-
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messungstedlnisdren Verwaltungsdienstes sdron auf eine lange Tradition zurüd<-
blid<en.

Der mittlere vermessuflgstedrnisdre Verwaltungsdienst ist nadr wie vor wesent-
lid,er und notwendiger Bestandteil der Vermessungs- und Katasterverwaltung. Sein
§/iederaufbau wird daher aufmerksam betrieben. Damit wird gleidrzeitig einem
allgemeinen Anliegen der Landesregierung entsprodren.

Prüfungsaufgaben

aus der Laufbahnprüfung für den gehobenen vermessungstedrnisdren Verwaltungs-
dienst. Fadrridrtung, Allgemeiner Vermessungs- und Katasterdienst.

Sachverhalt 
'

Aufgabe 
'

Hilfsmittel:

Anlagen,

Lösungsfrist:

Sachverhalt t

Prüfungsfach Nr. 1' Vermessungstechnik

Im Zuge der polygonometrischen Arbeiten zur Kartenerneuerung
in der Gemeinde Schaumburg soll ein Polygonzug auf dem
TP 3/3721 angeschlossen werden. \7egen des schwierigen Geländes
(steile bewaldete Hänge des \Wesergebirges) wurde zunächst der
günstiger gelegene Turm der Schaumburg durch indirekte Messung
bestimmt. Von diesem aus wurde sodann die Verbindung mit den
nächsten Polygonpunkten hergestellt. Die Messung des gesamten
Polygonzuges ist zur Zeit \ryegen örtlicher Hindernisse nicht mög-
lich, die Koordinaten der P.P. 69 und 70 (als Paßpunkte) werden
jedoch dringend benötigt.

Die Streckenmaße sind zu reduzieren und die Koordinaten der
Polygonpunkte 84 (Schaumburg), 69 und Ta zu berechnen.

Merkblatt zur Polygonierung mit dem 1O0-m-Band, fünfstellige trig.
Tafel neuer Teilung für Maschinenrechnen,

D o p p el re chen mas chi n e.

Verm.-Vordrucke l, 2 c, 4, 8, l4 und 1g.

Ubersichtsskiz ze I : 7 500 einschl. Koordinaten,
Eich-Schein.

6 Stunden.

Prüfungsfach Nr. 2: Kartentechnik

Für Niedersachsen wird eine Bodenkarte 1 : 5000 auf der Grund-
ltgg der Bodenschätzung als Zweifarbendrud< hergestellt. rVie das
beiliegende Muster (hier nicht beigefü gt) zeigt, enthält die Karte
den Grundriß der Deutschen Grundkarte 1 : 5000 (Schwarz-

platte)

(Fortsetzung Seite l2l)
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Abersichtsskizze

Anhsg.J

Anlage 4

Koordinoten

fttnfit Nr v x

--il{w---
__r/sa?t __ _

-ff1w0----

§ M :ri4-fi !--m-,*aat

ft ün-01 _&_6311^8§.

p_*fr,tl_ _____tt-lffi*w__

Ei&sdrein

Das lü)-m-Meßband hat ein Eigengewidrt von 934 g und die genaue Länge von

100,fi)O m bei der Temperatrir t : 21r3o Celsius.

Geeidrt wurde dieses Band freihängend in zwei Absdrnitten 0-50 und 5(F1ü) m

auf dem 5o-m-Komparator des C,eädmsdren Institutes der Tedrnisüen Hodrsdrule

ff""ior.i G to kjsp"rn or,g (Zug) am 21. Januar 1959. Diö Temperatrrr während

der Eidrung war 17,2o Celsius.

Der Ausilehnungskoefffzient des Stahlbandes ist 0,0115 mm ie rdlo C'
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Ailrgo 7 (VcnnPAlr.)

|nlage A
Selte -.-.......--Stre&enme$ung mit I00- m-Bond

Band Nr. -ßfl-J{**.- Gemarlung:VenuVorütu& 2c

Leßcr-Nr. 1866 - Johr. lbbclcn. Sölowlg l?'1E69
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Aufgabe 
'

Hilfsmittel:

Lösungsfrist:

Sachverhalt t

die Ergebnisse der Bodenschätzung L^ ..

Angaben über die Bod,enbeschaffenheit bis zu 2 rn [ :Y.t""-
TieIe in Form von Durchschnittsproftlen 

' "'l platte)

I)'ie Ergebnisse der Bodenschätzung werden von der zuständigen
Vermessungs- und Katasterbehörde ausgewertet. Das Nieder-
sächsische Landesamt ftir Bodenforschung liefert die Enrwürfe mit
den Angaben über die bodenkundlichen Merkmale; die Boden-
beschaffenheit wird bezeichnet durch Proftlnummern im Kartenbild,
Durdrsdrnittsproftle nebst Beschriftung der Proftlleisten am unteren
Kartenrand, Erläuterungen auf dem Blattrand und den geologisdr-
bodenkundlichen Uberblick. Vom Niedersächsisdren Landesver-
waltungsamt Landesvermessung wird die Karte drud<fertig
ausgearbeitet und im Offsetverfahren in einer Auflage von 50 Strick
je Blatt gedrucl«t.

Die technischen Arbeitsgänge zur Herstellung der Bodenkarte
1 : 5000 auf der Crundlage der Bodenschätzung sind zu besdrreiben.

Ein Druck einer Bodenkarte 1 : 5000 auf der Grundlage der Boden-
schätzung.

3,5 Stunden.

Prtifungsfach Nr. 3' Liegenschaftskataster

Die ev. Kirchengemeinde beabsichtigt, in der Gemarkung Adorf eine
Kapelle zu bauen. Sie kauft von dem Kaufmann Müller eine
Fläche von etwa 2000 qm aus seinem Flurstück I I Flur 8 und be-
antragt die Vermessung bei dem Katasteramt.
Bei der Vorbereitung der Vermessung stellt sich heraus, daß die
Darstellung der südlichen Grenze des Flurstücks 1 gegen den §7.g
Flurstück 97 in der Flurkarte und in der Separationskarte nicht
übereinstimmt.

Die Flurkarte ist im Jahre 1875 als Kopie der Separationskarte aus
dem Jahre 1840 hergestellt. Die Flurkarte der angrenzenden Flur 9
ist durch Grundsteuervermessungen im Jahre 1872 entstanden.
Bei der örtlichen Vermessung ergibt sich, daß nicht Abels sondern
Schneider tatsächlidrer Besitzer des anliegenden Flurstücl<s 2 ist.
Das für Schneider gebuchte Flurstücl< 3 nutzt Abels. Grundbudr und
Kataster stimmen in ihren Angaben überein; auch ist in den Güter-
auszügen bzw. Einschätzungskupons der Sachverhalt nachgeprüft
und mit den Katasterangaben in Ubereinstimmung ,org.f.,nd"n
worden. Die beiden Beteiltigten Schneider (jetzt 70- Jahre alt) und
Abels (jetzt 75 Jahre alt) haben die Grundstücke im Jahre 1910
durch Erbfolge von ihren Vätern erhalten. Sie können sich nicht dar-
an erinnern, daß ihre Rechtsvorgänger jemals von einem Grund-
stückstausch geredet haben.

Die beiden Anlieger bitten den Vermessungsbeamten um Rat zur
Klärung der Besitzverhältnisse.
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Aufgabe 
'

Anlagen t

Hilfsmittel:

Lösungsfrist t

Sachverhalt,

Aufgabe,

Sadrverhalt 
'

'Aufgabe 
'

a) \üTelche von beiden Kartendarstellungen ist ftir die Grenzfest-

stellung maßgebend?

Die Rechtslage ist eingehend zu begründen

b) Die Auskunft, die den Anliegern Abels und Schneider erteilt
wird, ist sdrriftlich niederzulegen.

Eine Lichtpause der Flurkarte und der Separationskarte.

keine.

3 Stunden.

Prüfungsfach Nr. 4: Gesetzeskunde u. a.

Aufgabe a)

Auf Antrag der Stadt A. sollen Planungsunterlagen im Maßstab
I : 500 hergestellt werden, indem von 12 Flurrahmenkarten I z 1000

im Format 50 x 50 cm je eine Vergrößerung gefertigt wird. Die vor-
,aussichtlidl entstehenden Kosten für die Vergrößerungen sollen an-

gegeben werden

a) bei direkter Vergrößerung auf einen Umkehrftlm,

b) bei der Vergrößerung auf einen besonders maßhaltigen Fihn

und ansdrließender Kopie auf Astralon oder Pokalon.

Die Materialkosten betragen :

für Umkehrftlm je qm 13,- DM,
für maßhaltigen Film je qm 27,- DM,
für Astralon oder Pokalon je qm 9,- DM.

Die Sdridrt für eine Kopie kostet 16,- DM.

Als Arbeitszeit sind für eine Kopie 3 Stunden anzusetzen.

Andere erforderliche Angaben sind frei zu wählen.

Die ftir die Vergrößerungen voraussichtlidl entstehenden Kosten

sind zu berechnen.

Aufgabe b)

Eine Siedlungsgesellsdraft bestellt

6 Deutsdre Grundkarten (Grundriß) und
l4 Topographische Karten I :25 000.

Sie fügt ihrer Bestellung eine Besdreinigung bei, nach der ihr gemäß

§ 29 [eidrssiedlungsgesetz Gebührenbefreiung zusteht.

Die Redrnung für die Kartenlieferung ist aufzustellen ; zu dem An-

trag der Sieälungsgesellschaft auf Gebührenbefreiung ist Stellung

zu nehmen.

Aufgabe c)

a) §üreldre Gebührenbefreiungsvorsdrriften sind für die Vermes-

sungs- und Katasterbehörden von Bedeutung?

b) In weldren Fällen werden Kostenbeträge nidrt erhoben?
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Kopie der Separatianskarte - Plandre I - vü, dr Teitung der Mark Adorf

aus dem Jahre tl840

Oemarkung Adorf

Flür I

Kopie der Flurkarte von 1875

Flur I

l2,t
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Hilfsmittel: Kostenverzeidtni§ (Anlage zur Verordnung über das Kostenwesen

der Vermessungs- und Katasterverwattung vom 29. 8. 1958),

Preisverzeidrnis der Landeskartenwerke von Niedersadrsen,

Ridrtlinien für die Beredrnung von kartographisdren, reproduktions-
und drud<tedrnisdren Arbeiten.

Lösungsfrist, 2,5Stunden.

Prüfungsfadr Nr.5: Staatskunde u. a'

Aufgabe a)

1) §Teldres sind die Voraussetzungen für eine Dienstreise i. S. von § 2 RKG?

2) §7ie setzt sidr die Reisekostenvergütung (§ 5 RKG) zusammen?

3) a) Ein Beamter fährt anläßlidr einer Dienstreise von seinem Dienstort A mit der
Eisenbahn nadr B und geht von dort - weil kein öffentlidres Verkehrsmittel
vorhanden ist - zu Fuß nadr dem Gesdräftsort C, der 2 km von der Bahn-

station B entfernt ist. De Rüd<reise erfolgt in umgekehrter Reihenfolge.

b) Ein Beamter fährt anläßlidr einer Dienstreise mit eigenem Fahrrad von A
(Dienstort) nadr B (Cesdräftsort). Die Entfernung zwisdren den Cemeinden A
und B berägt 2,3 km. Entfernung von Ortsmitte des Dienstortes zur Orts-
mitte des Geschäftsortes beträgt 7,9 km.

Kann in den beiden vorstehenden Beispielen eine §flegstred<enentsdrädigung
gewährt werden?

Gegebenenfalls in weldrer Höhe?

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrift: 30 Minuten.

Aufgabe b)

\l7eldre Minister führen in Niedersadrsen die Fadraufsidrt über folgende Behörden?

Staatsardriv,

\Tassersdrutzpoli zeiamt,

Oberbergamt,

Gewerbeaufsidrtsamt,

Eidramt,

Domänenrentamt,

Versorgungsamt,

Amt für Bodenforsdrung,

Kulturamt,
Straßenbauamt,

Regierungsveterinärrat?

Hilfsmittel' keine.

Lösungsfrist: 15 Minuten.
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Aufgabe c)

§7er ist in Niedersadrsen der zuständige Fadrminister für folgende Aufgaben,
Beamtenbesoldung,

Landesplanung,

Kommunalaufsidrt,
rVohnungswesen,

Hodrbau,
Ortsplanung,
'§ü'asserwirtsdraft,

Häfen- und Sdriffahrt,

Natursdrutz,
Feuersd'rutz?

Hilfsmittel' keine.

Lösungsfrist, 15 Minuten.

Aufgabe d)
\fodurdr untersdreidet sidr die Stellung des Bundeskanzlers von der des Nieder-
sädrsisdren Ministerpräsidenten ?

Hilfsmittel: Text des Grundgesetzes und der Vorläuftgen Niedersädrsisdren Ver-
fassung.

l.ösungsfrist: 25 Minuten.

Aufgabe e)

Veldre Bedeutung haben die nad'rstehenden ,,Haushaltsgrundsätze" und ,,Haus-
haltsvermerke" bei der Aufstellung des Entwurfs des Landeshaushaltsplanes?

1. Spezialisierung und Klarheit,
2. Korrespondierende Titel.

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist: 40 Minuten.

Aufgabe f)
Der Arbeitsvertrag ist ein sdruldredrtlictrer Vertrag. Cilt der Crundsatz der Vertrags-
freiheit audr hier?

Begründen Sie lhre Auffassung!

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist: 20 Minuten.

Aufgabe g)

Beantworten Sie folgende Fragen:

I ) Vas ist der Untersdried zwisd'ren seinem subjektiven öffentlidren Redrt und
einem Reflex des objektiven Redrts?

§7'ofür hat diese Untersdreidung praktisüe Bedeutung?

125



2) Deftnieren Sie den Begriff ,,Verwaltungsakt".

3) Untersdreiden Sie Bedingung und Auflage als Nebenbestimmung eines Ver'
waltungsaktes.

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist: 25 Minuten.

Aufgabe h)

In der Gemeinde A besteht eine städtisdre Müllabfuhr mit einem satzungsmäßig

festgelegten Ansdrluß- und Benutzungszwang.

Der in A wohnende Bürger X vergräbt den in seinem Haushalt anfallenden Müll in
seiner außerhalb des Stadtgebietes liegenden früheren Kiesgrube (eine Gefahr für
Gesundheit wird dadurc} nidrt verursadrt). X erhält von der Stadt einen Besdreid

über die Festsetzung der satzungsmäßigen Müllabfuhrgebühr.

l) Ist gegen diesen Besdreid ein Redrtsmittel zulässig, gegebenenfalls weldres und
wo kann es eingelegt werden?

2) X madrt geltend, es widerspredre dem Vesen der Gebühr, wenn sie erhoben
werde, ohne daß er die Müllabfuhr tatsädrlid-r in Anspruch genommen habe. §flas

meint er damit?

Erläutern Sie das \üüesen der Gebühr im Vergleich zur Steuer und zum tiffentlich-
redrtlidren Beitrag.

Ist der Einwand des X beredrtigt?

3) Kann X gezwungen werden, die Müllabfuhr zu benutzen?

Gegebenenfalls wie?

Hilfsmittel: keine.

Lösungsfrist: 40 Minuten.

Aufgabe i)
Beantworten Sie folgende Fragen mit kurzer Begründung:

1) \flas bedeutet der ,,Grundsatz der Gesetzmäßigkeit" der Verwaltung?

2) \(/as bedeutet der Begriff ,,Generalklausel" in der Verwaltungsgerichtsbarkeit,
weldres Prinzip galt früher, wann wurde es abgetöst?

3) Deffnieren Sie den Begriff ,,Selbstverwaltung".

Hilfsmittel' keine.

Lösungsfrist, 20 Minuten.

Aufgabe j)

Der gesdräftsleitende Regierungsvermessungsoberinspektor A eines Katasteramtes

kaufi ftir den Dienstbetrieb eine sdrreibmasdrine für 300,- DM. §trrenige Tage

nadr der Lieferung stellt sid'r bei der Ingebraudrnahme der Sdrreibmasdtine heraus,

daß die Type mit äem Budrstaben ,,X" fehlt. A hatte diesen Fehler bei einem Probe-

sdrreiben vbr dem Kaufabsdrluß nidrt bemerkt. Der Verkäufer V hatte jedodr aus'

drücklidr zugesidrert, daß alle üblidren Budrstaben-Typen auf der Masdrine vor-

handen seieri. Das Katasteramt möd,te die Schreibmasdrine gerne behalten, weil es
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von einem Sadrverständigen erfahren hat, daß die Sdrreibmaschine in fehlerfreiem
Zustande 600,- DM wert sei und selbst mit der fehlenden Budrstaben-Type nodl
einen §/ert von 400,- DM habe. De fehlende Budrstaben-Type lasse sidr für einen
Betrag von 60,- DM nadrträglidr einsetzen.

A teilt daraufhin dem v mit, daß das Katasteramt die Sdrreibmasdrine behalten
wolle, jedodr 100,- DM vom gezahlten Kaufpreis zurüd<verlange. V weigert sidr
mit dem Hinweis darauf, daß die Sdrreibmasdrine trotz des Fehlers nodr einen
rVert von 4N,* DM habe und verlangt seinerseits 1OO,- DM zusätzlidr zum ver-
einbarten Kaufpreis.

§flie ist die Red'rtslage?

1) Kann V die zusätzlidr geforderten 100,- DM verlangen?
2) Ist der vom Katasteramt geltend gemadrte Ansprudr auf Rüd<zahlung von

100,- DM beredrtigt?
3) Vor weldlem Geridrt müßte gegebenenfalls Klage erhoben werden?

§7'en müßte V verklagen?

Hilfsmittel , Gesetzestext des BGB.

L<isungsfrist: 50 Minuten.

Aufgabe k)
Beantworten Sie folgende Fragen:

l) §7ie wird Eigentum an beweglidren und wie an unbeweglidren Sadren über-
tragen? §[o ffndet man die gesetzlidren Bestimmungen hierzu?

2) \7as versteht man unter den sdruldredrtlidren Begriffen ,,Unmöglidrkeit, Verzug
und positive Vertragsverletzung" ?

3) Untersdreiden Sie Bote und Stellvertreter?
4) Kann ein fünfjähriges Kind Bote sein?

Hilfsmittel: GesetzestextBGB.

Lösungsfrist: 20 Minuten.

Buchbesprechungen

Meisner / Stern ,/ Hodes, ,,Nadrbarredrt im Bundesgebiet (ohne
Bayern) und in §/est-Berlin" , 4., verbesserte und erweiterte Auf-
lage von Dr. Fritz Hodes. Oktav XXVII, 837 Seiten, Ganzleinen.
J. Schweitzer Verlag, Berlin, 1964. 88,- DM.

Die hektisdre Dynamik in vielen Bereidren unseres heutigen Lebens madlt audr vor
dem Grund und Boden, der uns bisher dodr als der Inbegriff des statisdren gegolten
hat, nidrt halt. Die rasdren und weitreidrenden verändlrungen in unseren Karten
beweisen das ebenso wie die auf die Grundstüd<e und ihre Bestandteile bezogene
Gesetzgebung. Zwei Kommentare, über das Grundbudrred'rt bzw. das Nadrbarrädrt,
müssen sdron nadr wenigen Jahren gründlich überarbeitet und ergänzt werden.
Neue Nadrbarred'rtsgesetze und eine Reihe neuer Gesetze und Veroldnungen, die
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dieses Gebiet berühren, madren es erforderlidl, das bekannte und gut eingeführte

Handbudr über das Nadrbarredrt, das 1956 erst in 3. Auflage ersdrienen war, jetzt

sdron in 4. verbesserter und erweiterter Auflage neu herauszugeben.

Der mit dieser unübersidrtlidren und vielseitigen Materie Befaßte - und dazu ge-

hört nidtt zuletzt audr der Vermessungsfadrmann - wird dankbar sein, die zahl-

reidren damit zusammenhängenden Probleme in Gesetzestext und Kommentar er-

sdröpfend und übersidrtlidl nadl dem neuesten Stand abgehandelt zu,ftnden. Ein

ausfiihdidres §flortregister - wesentlicher Bestandteil eines nützlidren Kommentars

- erleidrtert die Benutzung des \Terkes

Das Vermessungs- und Katasterwesen ist, soweit es für die Darlegung des Nadrbar-
redrts Bedeutung h"t, einbezogen worden. Dabei haben sidr kleinere Mängel vor
allem dadurdr eingestellt, daß einige aus neuerer Zeit stammende Gesetze und andere

widrtige vermessungstedrnisdre Bestimmungen der Länder nidrt berüd<sidrtigt wor-
den sind. Dodr fallen diese Mängel kaum ins Gewidrt, da sie für uns ohne weiteres

zu erkennen sind. Sie wären aber zu vermeiden gewesen, wenn ein kompetenter

Vertreter unsefes Fadrs beteiligt worden wäre, wie dies bei dem nadrstehend be-

sprodtenen Kommentar über das Grundbud-rredrt zu seinem Vorteil gesd'rehen ist.

Im ganzen kann gesagt werden, daß die neue Auflage des ,,Nadrbarred'rts" den

Dienststellen und Bediensteten unserer Verwaltung sehr zu empfehlen ist.
Kaspereit

Meikel / Imhof / Riedel, ,,Gnrndbudrredrt - Kommentar zur
Grtrndbudrordnung", Band I, 1. Lieferung, 6', neu bearbeitete
Auflage, 787 Seiten, Groß-Oktav. J' Sdrweitzer Verlag, Berlin,

1964. Subskriptionspreis bis zum Vorliegen des 1. Bandes

130,- DM.

De fünfte Auflage dieses §Terkes war in den Jahren 1955-1960 ersdrienen.

Mehrere neue Geietze, die seitdem edassen worden sind und das Grundbudrredrt

berühren, haben eine Uberarbeitung und Ergänzung des Kommentafs erforderlidr
gemadrt. Im ganzen sind für die sedrste Auflage wieder drei Bände vorgesehen, von

äenen der ..it" in zwei Lieferungen herausgegeben wird. Die erste Lieferung des

ersten Bandes liegt jetzt vor, und die zweite soll nodr in diesem Jahr ersdreinen.

Die erste Lieferung enthält die Texte

der Grundbudrordnung,

des Gesetzes über Maßnahmer auf dem cebiete des crundbudrwesens,

der Verordnu ng zur Ausführung der Grundbud'rordnung,

der Allgemeinen Verfügung über die Einridrtung und Führung des Grundbudrs,

der Ges&äftsordnung ftir die Grundbudrämter,

der Allgemeinen verfügung über die Ausfertigung der Hypotheken-, Grund-

sdruld- und Rentensdruldbriefe und

zusätzlidr zu berüd<sidrigender Bestimmungen des Landesred,ts in Baden-

§üürttemberg, BaYern und Hessen

sowie

den Kommentar zu den §§ 1-3 der Grundbudrordnung, dem eine sehr gründ'

lidre Einführung vorangestellt ist.

128



Zu § 2 GBO, der u- a. die Grundstücl<sbezeidrngng und Absd.rreibung behandelt,
befaßt sidr der Kommentar eingehend mit dem damit in engem Zusammenhang
stehenden Gebiet des Vermessungs- und Katasterwesens. Diese Materie so kurz und
zugleidr so komplex zu behandeln, wie es ein Kommentar erfordert, erweist sidr
bei der komplizierten Vorgesdridrte der Länderkataster und ihrer untersdriedlidren
Entwid<lung in neuerer Zeit als äußerst sdrwierig. Verständlidrerweise bedauert es
daher der Kommentator, daß die seinerzeit ,,begonnene Vereinheitlidrung wieder
verlorengeht und einer immer größer werdenden ZersplitterungPlatz *i.l-rt,,. E.
vertritt die Ansidrt, daß das Vermessungswesen zur konkurrierenden Gesetzgebung
des Bundes gehöre. Der Bund müsse von der ihm zustehenden Gesetzgebungs-
befugnis Gebraudr madren und ein einheitlidres Bundeskataster sdraffen. Hierzu
wäre darauf hinzuweisen, daß der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungs.
geridrt in einer Verwaltungsstreitsadre den gegenteiligen Standpunkt vertreten und
dazu ausgeführt hat, das öffentlidre Vermessungswesen sei weder in Art. 73 GG
nodr in Art.74 GG aufgeählt, nodr in Art.74 Nr. l8 GG (Bodenredrt) miteinbegrif-
fen. Im Parlamentarischen Rat sei die Aufnahme des Vermessungswesens in Art.Z4
Nr. 18 GG ausdrüd<lidr abgelehnt worden. Selbst die Aufnahme in die Rahmen-
vorsdrriften (Art. 75 GC) sei abgelehnt worden, nadrdem ein Abgcordneter mit-
geteilt habe, daß sid-r die Vermessungsverwaltungen der süddeutsclen L,änder da-
gegen ausgesprodren hätten, da die Aufgaben des Vermessungswesens aussdrließlidt
den Bedürfnissen der einzelnen Länder dienen müßten. Sic I - so anfechtbar gerade
die süddeutsdre Begründung aucl'r ist. Audr sind die Länder bei ihrer neuen Ver-
messungsgesetzgebung davon ausgegangen, daß für diese Neuregelungen sie als
Gesetzgeber zuständig sind, da das Grundgesetz für das öffentliche vermessungs-
wesen dem Bunde keine Gesetzgebungsbefugnisse erteilt.
Als Anhang zu § 2 GBO bringt der Kommentar eine Abhandlung ,,Bodensdrätzung
und Liegensdraftskataster", die den Redrtsbeflissenen, für die er ja in erster Linie
bestimmt ist, das nötige Rüstzeug vermittelt, die umfangreidren und vielfältigen
Beziehungen zwisdren crundbuch und Kataster zu überblidcen. Aber audr für den
Katastermann, der mit diesen Fragen befaßt ist, bedeutet es einen besonderen vor-
zug dieses §7'erkes, daß es das Vermessungs- und Katasterwesen so weitgehend ein-
bezieht. Von großem §[ert sind audr die zahlreidren Hinweise auf die Fadrbüdrer
und andere Veröffentlidrungen von Kurandt, Rösdr-Kurandt und Kriegel, besonders
da, wo der gesetzte Rahmen weitergehende Ausführungen nidrt zufieß. Die Mit-
wirkung eines Fadrmanns des vermessungs- und Kataste.*eserrc in der person von
Herrn oberregierungsvermessungsrat Dipl.-lng. Kriegel, \Tiesbaden, hat sidr dabei
sehr vorteilhaft ausgewirkt.

Die große Ubersidrtlid'rkeit in der Textausführung wie im Druck erleichtern die
Benutzung des rVerkes wesentlidr. Es sollte den Dienststellen unserer Verwaltung
zurHandsein. Kaspereit

O. Kriegel; Grundstü&sabmarkung, Red-rtsgrundlagen und Ver-
fahren; Sammlung §Tidrmann, Neue Folge, Band l, Herbert
§Tidrmann Verlag Karlsruhe, 1964, 146 Seiten, 22,-DM.

De Abmarkung von Grundstüd<sgrenzen ist von den meisten Bundesländern in
neueren Gesetzen geregelt worden. §7enn diese gesetzlidren Bestimmungen audr
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vieles, und zwar meist das §üesentlidre, gemeinsam haben, so weidten sie dodr in
zahlräidten Einzelheiten voneinander ab. Jeder, der mit Fragen des Liegensd'rafts-

katasters beruflidr zu tun hat, wird es daher dankbar begrüßen, daß nunmehr ein

§üerk vorliegt, in weldrem mit der bei Kriegel bekannten hervorragenden Sadr-

kenntnis das-für den Praktiker §üidrtige zusammengestellt und mit kurzen, klaren

Kommentaren versehen ist. Die Absdrnitte des Budres sind,

l. Privatredrtlidre Abmarkung,

2. Offentlidr-rechtlidre Abmarkung,

3. Zuständigkeiten,

4. Abmarkungsverfahren, Art der Abmarkung,

5. Erhaltung der Abmarkung,

6. Strafredrtlidre und ähnlidre Vorsdriften auf dem Gebiete der Abmarkung,

7. Anhangr Landesredrtlidre Abmarkungsvorsdrriften (Texte)'

Neben den erwähnten Kommentaren sind besonders die vielen Hinweise auf Ver-
öffentlidlungen und Fundstellen wertvoll, die mand're mühsame SudTarbeit erspafen
können. Das Buch ist sehr gut ausgestattet; es kann ohne jede Einsdrränkung allen
Fadrkollegen wie audr dem in der Ausbildung stehenden Berufsnadrwudrs empfohlen
werden. Dr.§7endt

Topka-Möhle, Beihilfevorsdrriften für Niedersadlsen, Vedag

Georg Pinkvoss OHG, 3 Hannover, Landwehrstr. 85, 160 Seiten,

cellophanierter Kartoneinband, 15,- DM'

Das im Frühjahr 1964 ersdrienene Budr enthält die Allgemeinen Verwaltungsvor-

sdrriften über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todes-

fällen in der vom l. l. 1964 an gültigen Fassung. Hinter den einzelnen Vorsdrriften
sind die durdr Runderlasse des Nds. Finanzministers und der übrigen Fadrminister

erfolgten Ergänzungen und I{inweise und die Erläuterungen der Kommentatoren

abgedrud<t. Das Beihilfredrt wird so leidrt übersdraubar. lüTeitere Ergänzungen

köinen in den freigelassenen Raum nadrgetragen werden. Die Anwendung der Bei-

hilfevorsdrriften für Angestellte, Arbeiter und Lehrlinge ist durdr Tarifverträge
geregelt, die im §(ortlaut abgedrud<t worden sind. Ebenfalls sind die Bestimmungen

iti. ii. Gwährung von Beihilfen an die unter das Gesetz zu Art. 131 C6, fallenden

Personen aufgefüürt worden. Praktisdte Beispiele für die Antragstellung und die

Beredrnung d-er Beihilfe sowie ein gut gegliedertes Sadrverzeid,nis runden das

\üerk ab.

Die ridrtige Anwendung der Beihilfevorsdrriften hilft mandren Ärger sparen. Be-

gangene iormfehler lasien sidr hinterher sdrwer heilen. Viele Fehler und Zweifel

iassän sidr vermeiden, wenn sdton der Beihilfeberedrtigte bei der Antragstellung

einen Helfer zur Hand hat. Hierzu. kann das 1ü7erk, das ganz auf die niedersädrsi-

sdren Verhältnisse abgestellt ist, gute Dienste leisten. Das Budr kann durdr den

Budrhandel oder direki vom Verlag bezogen werden. L a n g e
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Oberregierun gsvermessun gsrat tüTilhelm Schlaudraff t

Am 3. Dezember 1964, wenige Monate nadr seinem 64. Geburtstage, verstarb in
Hitdesheim Oberregierungvermessungsrat Sdrlaudraff an den Folgen einer Leisten-
'brudroperation. Allen, die ihm als Freunde und Kollegen nahe standen, kam der
Tod dieses sidr ansdreinend bester Cesundheit erfreuenden Mannes völlig un-
erwartet. Tief ersd'rüttert nahm eine große Trauergemeinde aus nah und fern in der
Hildesheimer Friedhofskapelle von ihm Abschied, bevor die sterblidren Uberreste
in seinen Heimatort überführt wurden.
\Tilhelm sülaudraff ist als Sohn eines Volksschulrektors am 16.8. l9o0 in Langen-
berg geboren; die Reifeprüfung legte er im Juni 1918 ab und nahm anschließend
am I . Veltkrieg bis zum Dezember l9l8 teil.
Nadr einjähriger Praktikantenzeit studierte er Geodäsie und Kulturtedrnik an der
Landwirtsd'raftlidren Hodrsdrule in Bonn vom SS 1920 bis sS 1922. Sein weiterer
beruflictrer Lebensweg führte ihn zum Regierungspräsidenten in Düsseldorf und
zum vermessungskommissar in Münster. Es ist kennzeidrnend für ihn, daß er immer
besonders stolz auf diese ersten Berufsjahre war, weil ihm hier in physisdrer und
fadrlidrer Beziehung das Letzte abgefordert wurde.
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Im November 1931 zum Katasterdirektor ernanntr leitete §flilhelm Sdrlaudraff von

1933 bis 1938 das Katasteramt in Gummersbad,. Ansdrließend wurde er als 2. ver-

messungs- und katastertedrnisdrer Dezernent in der Regierung Osnabrüd< eingesetzt.

Am 2. §Tettkrieg nahm er vom ersten bis zum letzten Tage - zuletzt als Haupt-
mann in einer Vermessungsabteilung - teil. Nadr Rüd<kehr aus der Kriegsgefangen-
sdraft Ende 1945 nahm er seinen Dienst beim Regierungspräsidenten in Osnabrüd<

wieder auf, bis er 1950 als leitender vermessungs- und katastertedrnisd'rer Dezernent
an die Regierung in Stade versetzt wurde. Sein unermüdlid,er Einsatz wurde hier
durdr die Ernennung zum Oberregierungsvermessungsrat anerkannt.

In derselben Funktion war er seit 1955 beim Regierungspräsidenten in Hildesheim
tätig. In rastloser Sdraffensfreude, aufgesdrlossen gegenüber allen Neuerungen, aber
auch konsequent festhaltend an allem bewährten Alten, hat er sidr hier für den von
ihm geliebten Vermessungsbenrf eirrgesetzt. Seine besonderen Verdienste für den
Regierungsbezirk liegen, wie Regierungsvizepräs. Kroemer in seinen Absdrieds-
worten zum Ausdrud< brachte; u. a. irr der I lerstellung von etwa 200 Blättern des

Grundkartenwerkes 1 : 5000 im Solling als Beitrag zur Entwicklung dieses wirt-
sdraftlid'r sdrwadr strukturierten Gebietes und in der Förderung des Neubaues der
Landesuniversität Göttingen durdr voraussdrauende Bereitstellung von Planungs-

und Absteckungsunterlagen.

Ende November 1964 verabsdriedete sidr §Tilhelm Sdrlaudraff fröhlidr und guter

Dinge von dem Verfasser dieser Zeilen, um sidr an einem Leistenbrudr operieren
zu lassen. Nadr gut verlaufener Operation war er sdron tvieder auf dem §7ege der
Besserung und sah zuversidrtlidr seiner völligen Genesung entgegen, als ganz plötz-
lidr eine Lungenembolie seinem erfolgreidren Sdraffen ein Ende setzte. In ihm
verlieren wir, wie es Prof. Dr. Nittinger am Sarge sagte, einen Mann, der den Typ
eines echten preußisdren Beamten verkörperte. §7ir werden ihm stets ein ehrendes
Andenken bewahren. E.Haupt

Hinweis

Die ,,Nadrridrten der Niedersäd,sisdren Verinessungs- und Katasterverwaltung"
werden künftig nidrt mehr turnusmäßig sondern nadr Bedarf ersdreinen. Es ent-

spridrt dem Sinn und Zwed< dieser Hefte mehr, daß sie frei vom Zwang der perio-
disdren Folge jeweils dann herausgegeben werden, wenn Abhandlungen zu aktuellen
Themen und Problemen unserer Verwaltung zur Veröffentlidrung heranstehen. Da-

durdr können audr redaktionielle und dru&tedrnisdte Belange besser gewahrt wef-
den. Darüber hinaus werden wie bisher Beiträge, die nidrt ausgesprodren aktuell

sind, aber in besonderem Maße der Ausbildung und Fortbildung dienen, in an-

gemessenem Umfange berüd<sidrtigt. Kasp ereit
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Personalnachrichten
(auch zur Laufendhaltung der Personalliste bestimmt)

Beamte des hoheren Dienstes
I. Ern annt:
zum RgDir.:
ORVmR.Dr.§ürendt,NMdl .... o..... l. 9.64
zum ORVrnR.:

zu RVmAssessorer:
AssVmD.Oelfke,Reg.Hannover. . . . . . . . .12. lO.G4

, Baumgarte,Reg.Hannover .. .... .12. lO.&
, HartenrKatA.Leer. o... o. ... l. ll.G4

I[. Ubertragung eines Amtes der Bes.Gr. A l3a:
RVmR.TrieschmannrKatA.Rinteln... o. o .. 1.8.64

t, Kuhnke,KatA.Neustadta.Rbg.. ...... l. g.64

III. Verstorben:
ORVmR. Schlaudraff, Reg. Hildesheim . . i. 12. &

IV. Versetzt:
RVmR. Bottcher v. KatA. Vechta z. KatA. Oldenburg . . l. 12.64
RVmAssess. Alfons Blömer v. KatA. Cloppenburg z. KatA.

Vechta o . . . . . . . . . . . . . . . l. 12.64
RVmR. Löwe v. KatA. Delmenhorst

- Außenstelle §Tildeshausen - z. Reg. Stade l. l. 65

D19
D22

IV 2a

D74

T23
T26
T24

D9

E19

D31

K47
IV 9b
K 123
K 162

K 103a
Kt7

L54
L44
L45
L46
L43
o16
o2t
o25
o34
L55

V. Beauftragt:
mit der endgültigen Leitung des KatA. in Osterholz-
Scharmbed<: RVmR. Baasen . . . . . . . . . . . . .21.12,G4

Beamte des gehobenen Dienstes
I. Ernannt:
zu RVmOI.:
RVml. T,iegleqKatA. lVinsen . . . . . . . . . . . l, B.&

t, ManfredSchonherr,Mdl ...... o.. 1. 9.64
,t Schtitirink,Reg.Osnabrüd«. . . . . . . . 1.10.64
,t HölscherrKatA.Osnabrüd<. . . . . . . . . . l.lO.&
t, Nagel, KatA. Brid<eburg . . . t. ll.&
tt BaumertrReg.Stade ........... l. 12.&

zu RVml.:
RVml. z. A. oppermann, §7'erner, KatA. §Tolfenbtittel . 21. g. &

,, Bartholomäus, KatA. Bremervörde . l. lO. &
, BosserPIä-r.Braunschweig. o. ... l. lO.&
t, Kranzbühler, R.g. Osnablid< . . . . . l. lO. 64
, _ RumpfrKatA.Gottingen . . . . o . j.10.64

RVmOS. Merten, KatA. Duilerstadt . . . . . Z. lO. &
,t Chlostat , Lingen . . . . . . .26. 10.64
n p_ee-nent t, Mappen. .. o. .26. 10.64
t, Holtgrave, ,t Berienbrüd< . . . . . . .26. 1o.64
, Bruns, t, '§Testerstede r . . 12. I l. 64

Nr. der Liste
alt I neu

IV 2a

B 5r

E28
E29
830

c24
c25

I 172
IV 9b

173
174
t75
176

K 199
K 200
K 201
K 202
K 203
K 204
K 205
K 206
K 207
K 20s
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zrt RVml. z.

RVmlAnw.
,t

A.:
Kienker, KatA.Melle .... ' ' "21'10'64
i\4;;e;ii", , Osnabrück . . . . '21'lo'64
Hein, ',, Verden . , . . . . '24'10'64
Sch.rir, ,i, Osterholz-scharmbed< ' 27 ' lo' 64

F.i.drilh, ,1, Braunschweig ' 29' 10' 64

Blaurod<, prai. Oldenburg ' 29. lO' 64

Ohlenbusch, Präs. Oldenfiurg . . ' 29' 10' 64

M48
M61
M49
M60
M62
M51
M54

M 101

I48
K r48

127
l5a
I 142

K66

K t49
I1

H r2
K t42

H3

I t75

K 186

L94

L95
L49
K 167

L7t

L72

L75

L92

L60

II. Entlassen (auf Antrag):
RVmlAnw. lVolff, R"g. Lüneburg . . . " 1' lO' 64

III. In den Ruhestand getreten:
RVmOI.Hedeler,Reg.Hannover .. " " " ' 1'11'64

RVml. Ed«hardt,KatA.Osnabrüd< . ..... 1. 11.64

RVmOI. Schonherr, Joh., LVwA - LVrn ' ' l' 12'64

;; 
- 

Schulze, katA. §Tilhelmshaven . . ' ' 1' 12' 64
',', Urbathr' , Cuxhaven . . . . . ' ' ' l'12'64

RVml. Märtens, ,t Alfeld . . . . 1' !2'64

IV) In den Ruhestand versetzt:
a) auf Antrag

RVrnl. Otto Rüschmeier, KatA. \Jüinsen . . . . 1. 9.64
RV*OI. Heuser, , Osnabrück . 1. 10.64

RV*R. Bentfeld I t, Braunschweig . . l. 12. 64

b) Rv-t. Haad< t, soltau . I . 11. 64

V. Versetzt:
RVmA. Seifert v. LVwA - LVm - z. Reg. Hannover . 1. 10.64

RVmOI. Nagel v. KatA. Bücleburg z' Reg' Hannover
(unier gleichzeit. Abordn.2. KatA. Bticl<eburg) l. ll. 64

RVml. Diekmann v. KatA. Cuxhaven z. KatA. Lingen l-. 11.64

"nd 
von dort z. KatA. Osnabrück . . . 16. 11.64

Rvm,1 z A 
äLtift*-1:';;,f3'ä:xtx,i{}t^1-: 

',,',',i 
l-r

, K.lll,ig v. KätA. Brake z. KatA. §Tilhelmshav. 16. 11.64

RVml. Ansorge v. KatA. Verden z. KatA. Cuxhaven 1.12.64

ouil z A 
§}ilä*J*1[ 

rtl{:::rb';:!t^t'*l:t ',',1,,2nn

§chlachtär v. d. Reg. Lünebu rg z' KatA'
F;iii;sbostel ..". . ' l'12'64

, S.ti"ti v. KatA. Osterholz-Scharmbed< z.

«"iÄlCuxhaven . ' l'12'64

Die Versetzung RVmI. z. A. Kruse v. KatA. Delmenhorst z. KatA.

ü.lt tu irt "i.lit d.rrchgeftihrt worden (s. Heft | 11964).

VI. ZumVorbereitungsdienst einberufen:
geb. am Ing.-Befähigung Einber. am

l"'8'4r l

t34

IngfVmT. l r.r 0.64 M 103

Nr. der Liste
alt I neu

L89
L90
L9t
L92
L93
L94
L95



Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
zv RVmHS.:
RVmOS.Elbers,KatA.Soltau . . . . . . . . . . l. g.64

t, Struß, , Celle . . . . . . . 1. 12.64
ztt RVmOS.:
RVmS.Rütten, KatA.Varel .. . . . . o r . . .. . l. 4,64

, HQrlingt t, Hameln . . . o . . . . . . . . l. 6.64
il Bed<, n Gifhorn . . . . . . o . . . . . l. g.&
t, Ewert, t, Celle . . . . . . . . . . l. 12.&

zu RVmS.:
RVrnAssist. Strey, KatA. Uelzen . . . . . . . . l. g.64

, Conrads, , Vittmund . . . . l. 9.64
,t Grahlmann, ,, §Testerstede . . o . . . l. g.&
, Dettmann, , Rotenburg . . . . . j.12.&

zum RVmAssist.:
RVmAssist. z. A. Michaelis, KatA. Bremervörde

zum RVmAssist. z. A.:
RVmAssist.-Anw. Ratzke, Präs. Braunschweig

II. Entlassen (auf Antrag):

o22
o18

P 3l
P29
P28
P37

12. 10.64

6.fi.&

Q 17a

Q25
Q44
Q t4a

R50

s44

P5r
R70

RVmAssist. §Tilfried Schmidt, KatA. Rinteln
(§36Abs.4NBG) . . . . . . . . . .lg. 9.6l

,t Rosenboom,KatA.Norden.. .. l,lO,&
RVmAssist.-Anw. Dürkoop, Reg. Lürreburg . . . . l. 12. 64

Q40
Q46
s43

III. Versetzt:
RVmAssist. Klaus Thomas vom

Bersenbrüd< . . .

RVmAssist. z. A. Ratzke v. Präs.

KatA. Melle zum KatA.
. . . . . . . . . o o . 12. 10.&
zum KatA. Braunsdrweig g. ll. 64

IV. Verstorben:
RVmHS.'rJ7'iesemann,KatA.Lüneburg . . . . . . . o l:1.11.64

geb. am Einberufen
am

Hinrichs, Johann
Kleene, Hermann

Menge, Rolf

Aurich

t,

Hildesheim

7. 12. 37

14, 4.46

4. 7. 45

l. 10. &
l. lo. &
l. l. 65

Eintritt

Angestellte der vergütungsgruppe II / III BAT
I. Eingestellt:

Name Berufsbez.
TkadCrafl

Hn:l l*,ml *o'vechta

II. Ausgeschieden:
Ass.d.VmD.fttß_, KatA.Verden .'. o . . . . . . . 1.10.63

t, Pg"i,, , §Tinsen - Außenst. Hamburg - 
- -

Harburg . . . . . . . . . . . . . .31. g.64

T28

T34

V. Zum Vorbereitungsdienst einberufen :

Nr. der Liste

N22
N23

o44
o45
o46
o47

P56
P57
P5S
P,9

Q47

R70

=

:

s53

s54
s55

T39

135



Name

Thies,
Karl-H.
tVobbe-
king,
Friedrich
Eiser-
mann,
Robert
Pfuhl,
Franz
Lehmann,
Adolf
Gemende,
Karl
Jenkner,
Vilhelm
Vogt,
Ernst
Schulz,
Erwin
Heide-
king, Rud.
Nibbrig,
Diedrich
Klinge,
Hindr. Jan
Pohl,
Kurt
'§7'armers,

§ürilhelm

Heit-
mann,
Heinrich
Horst-
mann
Fritz
Backhaus,
Karl
Gaus,
Albert
Caiewski,
Otto
Asmus,
Kurt

136

I. H ohergruppi ert:

geb. am

27.2.
25

10. 10.
18

21. 10.
22

30. 1 1.
19

28.2.
l4

23. 3.
05

ll. 12.
08

l. 4.
t9

t.11.
10

14. 10.
25

20. 8.
24

8. 8.
23

25. 8.
t0

15. 5.
13

15. 10.
l4

9. l.
25

17. 4.
28

11.5,
15

23. ll.
l1

27.7.
11

Berufs-
bezeiöng.

BgVmT.

IngfVmT.

BgVmT.

IngfVmT.

BgLdkT.

BgVmT.

tng;-r.

BgVmT.

ll

IngfVmT.

BgVmT.

ll

IngfVmT.

BgVmT.

ll

tl

,t

IIII. Versetztz
AssVmD. Gayk v. KatA. Holzminden z. KatA. Clausthal'

Zeilerfeld. . . . . . o . . - l. 9.&
und von dort z. KatA. rffolfsburg . . o . 15. lO. 64

Angestellte der Vergütungsgruppe IVb BAT

Dienststelle Beh. Prüfg.
h#mrE-

eln-
grupp.

I KA. l. 4.
39

t. 4.
35

l. 4.
37

1,.5,
49

1. 8.
50

ll. 4.
t9

1.7.
26
l. 4.
35

l. 4.
25

8. 4.
43

l. 4.
39

l. 4.
40
l. 5.
49

l. 4.
29

l. 4.
29

1. 1.
50

l. 4.
42

15.6.
49
l. 4.
26
l. 4.
28

I zs. 3. 4r 1. l.
64

l, 4.
64

1.4.
64

l. 4.
64
1.4.
&
t. 5.
&
l. 5,
64
l, 5,
64

l. 6.
64
l. 6.
64

1.7.
64
1.7.
64
1.7.
64

1.. 8.
&

1. 8.
64

l. 8.
64

l. 8.
64

1. 9.
64

l. 10.
64

1.10.
64

Springe

LVwA - LVm'
(B 1 Trig.)

KA.
Oldenburg

KA. Delmen-
horst
LVwA - LVm -

(B 2 Top.)

KA. Uelzen

KA.
Hannover
KA. Delmen-
horst
KA. Verden

KA. Hameln

KA.
Bentheim
KA.
Neuenhaus
KA. Syke

KA.
Rotenburg

KA. Verden

KA.
Sulingen

KA.
Neustadt
KA. Gifhorn
KA.
§Tolfsburg

KA.
Osnabrüd<

5 .7. 48

')&r?P-

15.2. 49
2e. 9.35

28.4.28

x.Ä v
?!: T 54

27. ! 33

212. 5l

2+§-
27.249

30. 9. 33

29. !:36

28.4.37

10AA6

§+s-
29.3. 5l

,+"
30, !35

v t78

v t79

v 180

Nr. der Liste
alt I neu



II. Versetzt:
von der Nieders. Vasserwirtschaftsverwaltung (Forschungsstelle
Norderney) am t. 12. 64

Name lgeb.am Berufs-
bezeiüng.

Dienststelle Beh. Prüfg.
lnilFffifs.

LVwA - LVm -
(B 5 t2)

III. Verstorben:
BgVmT. §7'enzel, KatA. Burgdorf, am 8. 9. 64

Abschnitt V 
N; i;
Nr. 5:
Nr. 9:

§Teitere Naclridrten

_l{ut4. lyk", neue Fernsprech-Nr. 6 5l
KatA. Clausth al-Zellerfeld, neue Fernsprech-Nr . 14 3z
KatA. Holzminden, neue Fernsi»rech-Nr. 32 rjR.g. I üneburg, neue Fernsprech-Sjmmel-Nr. 69 jl
§Tildeshausen ietzt Ortsklasse-A

Prüfungsnachriehten
Große Staatsprüfuog:

RVmRef. Cummerwie, Bez. Hannover

R. gVerm In sp. - Prüfun g:

RVmlnsp.-Anw. Hein, Stade

RegVerm A s si st. -Prüfun g:

RVmAssist.-Anw. Dürkoop, Lüneburg
Ratzke, Braunschweig

Prüfungstermin

13, 11.64

20. lo, 64
20. lo. 64
20. lo. 6+
20. lo. 64
21. lo. &
21, lo. &
21. lo. &

27. tO, 64
27. 10. &

Nr. der Liste
alt I neu

r37
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